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1. Hauptstuck:

Allgemeine Bestimmungen
§1
Geltungsbereich

Dieses Gesetz regelt die Erzeugung, Ubertragung und Verteilung von und Versorgung mit
Elektrizitat sowie die Organisation der Elektrizittswirtschaft in Kérnten und legt die sonstigen Rechte
und Pflichten der Elektrizitatsunternehmen fest.

§2
Ziele

Ziele dieses Gesetzes sind:

a) der Bevolkerung und Wirtschaft in Kéarnten Elektrizitat kostengiinstig, ausreichend, dauerhaft,
sicher und in hoher Qualitat zur Verfligung zu stellen;

b) eine Marktorganisation fiir die Elektrizitatswirtschaft gemaR dem EU-Primérrecht und den
Grundsatzen des Elektrizitatsbinnenmarktes geméaR der Elektrizitatsbinnenmarktrichtlinie
(8 73 Abs. 3 lit. a) zu schaffen;

¢) das Potential der Kraft-Wéarme-Kopplung (KWK) und KWK-Technologien geméR Anlage 1l
des Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetzes 2010 als Mittel zur Energieeinsparung
und Gewéhrleistung der Versorgungssicherheit nachhaltig zu nutzen;

d) durch die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen die Netz- und Versorgungssicherheit zu
erhdhen und nachhaltig zu gewahrleisten;

e) die Weiterentwicklung der Elektrizitatserzeugung aus erneuerbaren Energiequellen zu
unterstitzen und den Zugang der Erzeugung aus erneuerbaren Energiequellen zum
Elektrizitatsnetz zu gewahrleisten;

f) die Schaffung eines Ausgleiches fiir gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im
Allgemeininteresse, die den Elektrizitatsunternehmen auferlegt wurden, und die sich auf die
Sicherheit, einschliellich der Versorgungssicherheit, die RegelméaRigkeit, die Qualitat und den
Preis der Lieferungen sowie auf den Umweltschutz beziehen;

g) die Bevolkerung und die Umwelt in Kérnten vor Gefédhrdungen und unzumutbaren
Beldastigungen durch Erzeugungsanlagen zu schiitzen;

h) die beim Betrieb von Erzeugungsanlagen eingesetzten Priméarenergietrdger bestmdglich zu
nutzen (Energieeffizienz);

i) die Berlcksichtigung des offentlichen Interesses an der Versorgung mit elektrischer Energie,
insbesondere aus heimischen, erneuerbaren Ressourcen, bei der Bewertung von
Infrastrukturprojekten.

83
Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes oder des Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetzes 2010 —
EIWOG 2010 bezeichnet der Ausdruck:

1. ,,Agentur” die Agentur fiir die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehdrden gemél der
Verordnung (EG) Nr.2009/713 (ber eine Agentur fir die Zusammenarbeit der
Energieregulierungsbehoérden (8 73 Abs. 4 lit. b);

la. ,,aerothermische Energie* Energie, die in Form von Wirme in der Umgebungsluft gespeichert
ist;

2. ,,Anschlussleistung® jene zwischen Netzbenutzer und Netzbetreiber an der Ubergabestelle
vertraglich vereinbarte Leistung;

2a. ,,Ausfallsreserve” jenen Teil der Sekunddrregelung, der automatisch oder manuell gesteuert
werden kann und vorrangig der Abdeckung des Ausfalls des groliten Kraftwerkblocks in der
Regelzone dient;

3. ,,Ausgleichsenergie” die Differenz zwischen dem vereinbarten Fahrplanwert und dem
tatsdchlichen Bezug oder der tatsachlichen Lieferung der Bilanzgruppe je definierter
Messperiode, wobei die Energie je Messperiode tatsachlich erfasst oder rechnerisch ermittelt
werden kann;
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4.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.
19.

20.
21,

22,

,.Bilanzgruppe® die Zusammenfassung von Lieferanten und Kunden zu einer virtuellen Gruppe,
innerhalb derer ein Ausgleich zwischen Aufbringung (Bezugsfahrpléne, Einspeisungen) und
Abgabe (Lieferfahrpléne, Ausspeisungen) erfolgt;

. ,Bilanzgruppenkoordinator eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene

Personengesellschaft, die eine Verrechnungsstelle betreibt sowie berechtigt und verpflichtet ist,
die Bilanzgruppen einer Regelzone beziiglich Ausgleichsenergie in organisatorischer und
abrechnungstechnischer Hinsicht zu verwalten;

. ,,Bilanzgruppenverantwortlicher eine gegeniiber anderen Marktteilnehmern und dem

Bilanzgruppenkoordinator zustdndige Stelle einer Bilanzgruppe, welche die Bilanzgruppe
vertritt;

. »dezentrale Erzeugungsanlage® eine Erzeugungsanlage, die an ein o6ffentliches Mittel- oder

Niederspannungs-Verteilernetz (Bezugspunkt Ubergabestelle) angeschlossen ist und somit
Verbrauchernéhe aufweist, oder eine Erzeugungsanlage, die der Eigenversorgung dient;

. ,Direktleitung® entweder eine Leitung, die einen einzelnen Produktionsstandort mit einem

einzelnen Kunden verbindet, oder eine Leitung, die einen Elektrizitdtserzeuger und ein
Elektrizitatsversorgungsunternehmen zum Zwecke der direkten Versorgung mit ihrer eigenen
Betriebsstétte, Tochterunternehmen oder zugelassenen Kunden verbindet; Leitungen innerhalb
von Wohnhausanlagen gelten nicht als Direktleitungen;

. ,Drittstaaten® Staaten, die nicht Vertragsstaaten des Abkommens iiber den Europdischen

Wirtschaftsraum sind;

,.Einspeiser” einen Erzeuger oder ein Elektrizititsunternehmen, der oder das elektrische Energie
in ein Netz abgibt;

,.Elektrizitdtsunternehmen® eine natiirliche oder juristische Person oder eine eingetragene
Personengesellschaft, die in Gewinnabsicht von den Funktionen der Erzeugung, der Ubertragung,
der Verteilung, der Lieferung oder des Kaufs von elektrischer Energie mindestens eine
wahrmimmt und die kommerzielle, technische oder wartungsbezogene Aufgaben im
Zusammenhang mit diesen Funktionen wahrnimmt, mit Ausnahme der Endverbraucher;

,Endverbraucher eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft,
die Elektrizitat fir den Eigenverbrauch kauft;

.Energieeffizienz / Nachfragesteuerung™ ein globales oder integriertes Konzept zur Steuerung
der Hohe und des Zeitpunktes des Elektrizitatsverbrauchs, das den Primdrenergieverbrauch
senken und Spitzenlasten verringern soll, indem Investitionen zur Steigerung der
Energieeffizienz oder anderen Maflinahmen, wie unterbrechbaren Liefervertragen, VVorrang vor
Investitionen zur Steigerung der Erzeugungskapazitidt eingerdumt wird, wenn sie unter
Berucksichtigung der positiven Auswirkungen eines geringeren Energieverbrauches auf die
Umwelt und der damit verbundenen Aspekte einer grofReren Versorgungssicherheit und
geringerer Verteilungskosten die wirksamste und wirtschaftlichste Option darstellen;
.Entnehmer* einen Endverbraucher oder einen Netzbetreiber, der elektrische Energie aus einem
Ubertragungs- oder Verteilernetz entnimmt;

,,ENTSO (Strom)* den Europiischen Verbund der Ubertragungsnetzbetreiber fiir Strom geméaf
Art.5 der Verordnung (EG) Nr.714/2009 (ber die Zugangsbedingungen fir den
grenziberschreitenden Stromhandel (§ 73 Abs. 4 lit. a);

,erneuerbare Energiequelle” eine erneuerbare, nichtfossile Energiequelle (Wind, Sonne,
Erdwarme, aerothermische und hydrothermische Energie, Wellen- und Gezeitenenergie,
Wasserkraft, Biomasse, Deponie-, KIar- und Biogas);

,EBrzeuger® eine juristische oder natiirliche Person oder eine eingetragene Personengesellschaft,
die Elektrizitat erzeugt;

,Erzeugung® die Produktion von Elektrizitit;

»Erzeugung aus Kraft-Warme-Kopplung (KWK-Erzeugung)“ die Summe von Strom,
mechanischer Energie und Nutzwérme aus KWK;

,,Erzeugungsanlage ein Kraftwerk oder Kraftwerkspark;

,Fahrplan®“ jene Unterlage, die angibt, in welchem Umfang elektrische Leistung als
prognostizierter Leistungsmittelwert in einem konstanten Zeitraster (Messperioden) an
bestimmten Netzpunkten eingespeist und entnommen oder zwischen Bilanzgruppen ausgetauscht
wird;

funktional verbundenes Netz* ein Netz, welches direkt oder indirekt iiber ein anderes Netz oder
Uber mehrere Netze in den Netzebenen 3 bis 7 transformatorisch oder galvanisch an ein
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23.
23a.

24,

24a.

25.

26.

27.

28.

28a.

29.

30.

31.

32.

32a.

33.

34.

35.

Hochstspannungsnetz angeschlossen ist; ist ein Netz indirekt ber mehrere Netze an das
Hochstspannungsnetz angeschlossen, so gilt es als mit jenem funktional verbunden, zu dem eine
direkte transformatorische oder galvanische Verbindung besteht; treffen diese Merkmale auf
mehrere Netze zu, so gilt ein Netz mit jenem als funktional verbunden, welches eine gréRere
jahrliche Energiemenge an Endkunden abgibt;

»galvanisch verbundene Netzbereiche* Netzbereiche, die elektrisch leitend verbunden sind;

.gemeinschaftliche Erzeugungsanlagen“ (§ 16a EIWOG 2010) Erzeugungsanlagen, die
elektrische Energie zur Deckung des Verbrauchs der teilnehmenden Berechtigten erzeugen;

,Gesamtwirkungsgrad® die Summe der jahrlichen Erzeugung von Strom, mechanischer Energie
und Nutzwédrme im Verhaltnis zum Brennstoff, der fur die in KWK erzeugte Warme und die
Bruttoerzeugung von Strom und mechanischer Energie eingesetzt wurde;

,Hauptleitung die  Verbindungsleitung zwischen = Hausanschlusskasten und den
Zugangsklemmen der Vorzéhlersicherungen;

~Haushaltskunden“ Kunden, die Elektrizitdt fiir den Eigenverbrauch im Haushalt kaufen; dies
schlieBt gewerbliche und berufliche Téatigkeiten nicht mit ein;

,Hilfsdienst* alle Dienstleistungen, die zum Betrieb eines Ubertragungs- oder Verteilernetzes
erforderlich sind;

,hocheffiziente Kraft-Wé&rme-Kopplung® die KWK, die den in der Anlage IV des
Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetzes 2010 (EIWOG 2010) festgelegten Kriterien
entspricht;

,horizontal integriertes Elektrizititsunternehmen® ein Unternehmen, das mindestens eine der
Funktionen der kommerziellen Erzeugung, Ubertragung, Verteilung von oder Versorgung mit
Elektrizitdt wahrnimmt und das auflerdem eine weitere Tétigkeit auBerhalb des
Elektrizitatsbereiches ausiibt;

,hydrothermische Energie“ Energie, die in Form von Wérme in Oberflichengewdssern
gespeichert ist;

»in KWK erzeugter Strom™ Strom, der in einem Prozess erzeugt wurde, der an die Erzeugung
von Nutzwérme gekoppelt ist und der gemaR der in der Anlage 111 des EIWOG 2010 festgelegten
Methode berechnet wird,;

LHintegriertes  Elektrizitdtsunternechmen®  ein  vertikal oder  horizontal integriertes
Elektrizitatsunternehmen;

LHintelligentes Messgerit™ eine technische Einrichtung, die den tatsdchlichen Energieverbrauch

und Nutzungszeitraum zeitnah misst, und die 0Uber eine fernauslesbare, bidirektionale

Datenubertragung verfligt;

.kennzeichnungspflichtiges Werbematerial“ jedes an Endverbraucher gerichtete Werbematerial,

das auf den Verkauf von elektrischer Energie ausgerichtet ist; hierunter fallen

a) Werbemittel fir den Produktenverkauf fur Einzelkunden, wie etwa Produktenbroschiren,

b) sonstige standardisierte Produkt-Printmedien, welche fur den VVerkauf ausgerichtet sind,

¢) online bezogene Produktwerbung;

,,Kleinsterzeugungsanlagen* eine oder mehrere Erzeugungsanlagen, deren Engpassleistung in

Summe weniger als 0,8 kW pro Anlage eines Netzbenutzers betrégt;

,,Kleinunternehmen* Unternehmen im Sinne des § 1 Abs.1 Z 1 Konsumentenschutzgesetz

(KSchG), die weniger als 50 Personen beschéaftigen, weniger als 100.000 kWh/Jahr an

Elektrizitat verbrauchen und einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von hdchstens 10

Mio. Euro haben;

,Kontrolle* Rechte, Vertrdge und andere Mittel, die einzeln oder zusammen unter

Beriicksichtigung aller tatséchlichen oder rechtlichen Umstande die Mdglichkeit gewéhren, einen

bestimmenden Einfluss auf die Tatigkeit des Unternehmens auszuiiben, insbesondere durch:

a) Eigentums- oder Nutzungsrechte an der Gesamtheit oder an Teilen des Vermdgens des
Unternehmens,

b) Rechte oder Vertrdge, die einen bestimmenden Einfluss auf die Zusammensetzung, die
Beratungen oder die Beschliisse der Organe des Unternehmens gewahren;

Kostenwélzung® ein kalkulatorisches Rechenverfahren, welches angewendet wird, um einem

Verbraucherkollektiv die Kosten jener Anschlussnetzebene, an der es direkt angeschlossen ist,

sowie die Kosten aller dariiber liegenden Netzebenen anteilig zuzuordnen;
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36.

37.

38.

39.

40.

41.
42.
43
44,

45,

46.

47.

47a.

48.

49,

50.
51.

52.

53.

54.

55.

56.

57.

a) ,,Kostenwilzung nach der Bruttobetrachtung® eine Kostenwilzung, bei der die Kosten einer
Netzebene auf die Netzinanspruchnahme aller unmittelbar und mittelbar, dh. insbesondere
auch aller unterlagerten Netzebenen, angeschlossenen Entnehmer und Einspeiser bezogen
werden; Leistungs- und Energiefllisse zwischen den Netzebenen werden nicht einbezogen,

b) ,,Kostenwélzung nach der Nettobetrachtung” eine Kostenwilzung, bei der sich der
Aufteilungsschlissel fir die zu walzenden Kosten nicht aus der summarischen
Netzinanspruchnahme in der jeweiligen und allen unterlagerten Ebenen ergibt, sondern
ausschlieBlich aus der Inanspruchnahme durch direkt angeschlossene Entnehmer und
Einspeiser und der Schnittstelle zur direkt unterlagerten Netzebene;

HKraft-Warme-Kopplung (KWK)*“ die gleichzeitige Erzeugung thermischer Energie und

elektrischer und/oder mechanischer Energie in einem Prozess;

.Kraft-Warme-Verhaltnis“ (Stromkennzahl) das anhand der Betriebsdaten des spezifischen

Blocks berechnete Verhaltnis von KWK-Strom zu Nutzwérme im vollstdndigen KWK-Betrieb;

~Kraftwerk” eine Anlage, die dazu bestimmt ist, durch Energieumwandlung elektrische Energie

zu erzeugen; sie kann aus mehreren Erzeugungseinheiten bestehen und umfasst auch alle
zugehdrigen Hilfsbetriebe und Nebeneinrichtungen;

,Kraftwerkspark® eine Gruppe von Kraftwerken, die iiber einen gemeinsamen Netzanschluss

verfligt;

.Kunden“ Endverbraucher, Stromhéndler oder Elektrizitidtsunternchmen, die elektrische Energie

kaufen;

., KWK-Block* einen Block, der im KWK-Betrieb betrieben werden kann;

,,KWK-Kleinanlagen“ KWK-Bldcke mit einer installierten Kapazitéat unter 1 MW,

. KWK-Kleinstanlage“ eine KWK-Anlage mit einer Kapazitat von hdchstens 50 kW;

,,Lastprofil® eine in Zeitintervallen dargestellte Bezugsmenge oder Liefermenge eines Einspeisers

oder Entnehmers;

,,Lieferant eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft, die

Elektrizitat anderen natlrlichen oder juristischen Personen zur Verfligung stellt;

,Marktregeln* die Summe aller Vorschriften, Regelungen oder Bestimmungen auf gesetzlicher

oder vertraglicher Basis, die Marktteilnehmer im Elektrizitatsmarkt einzuhalten haben, um ein

geordnetes Funktionieren dieses Marktes zu erméglichen und zu gewahrleisten;

,Marktteilnehmer*  Bilanzgruppenverantwortliche, Versorger, Stromhindler, Erzeuger,

Lieferanten, Netzbenutzer, Kunden, Endverbraucher, Bilanzgruppenkoordinatoren, Stromborsen,

Ubertragungsnetzbetreiber, Verteilernetzbetreiber und Regelzonenfiihrer;

,»Nachweis* eine Bestitigung, die den Primérenergietrdger, aus dem eine bestimmte Einheit

elektrischer Energie erzeugt wurde, belegt. Hierunter fallen insbesondere Nachweise fiir Strom

aus fossilen Energiequellen, Herkunftsnachweise fir Strom aus hocheffizienter KWK sowie

Herkunftsnachweise gemaR § 10 des Okostromgesetzes 2012;

,Netzanschluss* die physische Verbindung der Anlage eines Kunden oder Erzeugers von

elektrischer Energie mit dem Netzsystem;

,Netzbenutzer eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft,

die Elektrizitat in ein Netz einspeist oder aus einem Netz entnimmt;

,Netzbereich“ jenen Teil eines Netzes, fiir dessen Benutzung dieselben Preisansétze gelten;

,Netzbetreiber” einen Betreiber von Ubertragungs- oder Verteilernetzen mit einer Nennfrequenz

von 50 Hz;

,,Netzebene* einen im Wesentlichen durch das Spannungsniveau bestimmten Teilbereich des

Netzes;

,Netzzugang® die Nutzung eines Netzsystems;

,Netzzugangsberechtigter eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene

Personengesellschaft, die Netzzugang begehrt, insbesondere auch Elektrizitatsunternehmen,

soweit dies zur Erfullung ihrer Aufgaben erforderlich ist;

,Netzzugangsvertrag® die individuelle Vereinbarung zwischen einem Netzzugangsberechtigten

und einem Netzbetreiber, der den Netzanschluss und die Inanspruchnahme des Netzes regelt;

,Netzzutritt“ die erstmalige Herstellung eines Netzanschlusses oder die Erhohung der

Anschlussleistung eines bestehenden Netzanschlusses;

»Nutzwirme“ die in einem KWK-Prozess zur Befriedigung eines wirtschaftlich vertretbaren

Warme- oder Kihlbedarfs erzeugte Warme;
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58.

59.

60.

61.

62.

63.

64.

65.

66.

66a.

67.

68.

69.

70.

71.
72.

73.

74.

75.
76.

,Primérregelung® eine automatisch wirksam werdende Wiederherstellung des Gleichgewichtes
zwischen Erzeugung und Verbrauch mit Hilfe eines definierten frequenzabhéngigen Verhaltens
von Erzeugungs- und/oder Verbrauchseinheiten, welche im Zeitbereich bis hochstens 30
Sekunden nach Stérungseintritt vollstandig aktivierbar sein muss;

»Regelzone* die kleinste Einheit des Verbundsystems, die mit einer Leistungs-Frequenz-
Regelung ausgeristet und betrieben wird;

»Regelzonenfithrer denjenigen, der fiir die Leistungs-Frequenz-Regelung in einer Regelzone
verantwortlich ist, wobei diese Funktion auch seitens eines dritten Unternehmens, das seinen Sitz
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens uber den Europdischen Wirtschaftsraum hat,
erfullt werden kann;

»,Reservestrom* den Strom, der iiber das Elektrizititsnetz in den Fillen geliefert wird, in denen
der KWK-Prozess unter anderem durch Wartungsarbeiten unterbrochen oder abgebrochen ist;

»Sekunddrregelung” die automatisch wirksam werdende und erforderlichenfalls ergénzend
manuell gesteuerte Ruckfihrung der Frequenz und der Austauschleistung mit anderen
Regelzonen auf die Sollwerte nach Stérung des Gleichgewichtes zwischen erzeugter und
verbrauchter Wirkleistung mit Hilfe von zentralen oder dezentralen Einrichtungen. Die
Sekundéarregelung umfasst auch die Ausfallsreserve. Die Wiederherstellung der Sollfrequenz
kann im Bereich von mehreren Minuten liegen;

,»,Sicherheit sowohl die Sicherheit der Elektrizititsversorgung und —bereitstellung als auch die
Betriebssicherheit;

,standardisiertes Lastprofil“ ein durch ein geeignetes Verfahren ermitteltes und fiir eine
bestimmte Einspeiser- oder Entnehmergruppe charakteristisches Lastprofil;

».Stromhédndler” eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft,
die Elektrizitat in Gewinnabsicht verkauft;

»,Systembetreiber einen Netzbetreiber, der iiber die technisch-organisatorischen Einrichtungen
verflgt, um alle zur Aufrechterhaltung des Netzbetriebes notwendigen MalRnahmen setzen zu
koénnen;

teilnehmender Berechtigter eine juristische oder natiirliche Person oder eingetragene
Personengesellschaft, die mit ihrer  Verbrauchsanlage einer  gemeinschaftlichen
Erzeugungsanlage zugeordnet ist;

,Tertidrregelung™ das langfristig wirksam werdende, manuell oder automatisch ausgeldste
Abrufen von elektrischer Leistung, die zur Unterstiitzung bzw. Erganzung der Sekundarregelung
bzw. zur l&ngerfristigen Ablésung von bereits aktivierter Sekundérregelleistung dient
(Minutenreserve);

,Ubertragung* den Transport von Elektrizitit {iber ein Hochstspannungs- und
Hochspannungsverbundnetz zum Zweck der Belieferung von Endkunden oder Verteilern, jedoch
mit Ausnahme der Versorgung;

,,Ubertragungsnetz* ein Hochspannungsverbundnetz mit einer Spannungshéhe von 110 kV und
daruiber, das dem Uberregionalen Transport von elektrischer Energie dient;
,Ubertragungsnetzbetreiber* eine natiirliche oder juristische Person oder -eingetragene
Personengesellschaft, die verantwortlich fur den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls
den Ausbau des Ubertragungsnetzes und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen
Netzen sowie fiur die Sicherstellung der langfristigen Fahigkeit des Netzes, eine angemessene
Nachfrage nach Ubertragung von Elektrizitit zu befriedigen, ist; Ubertragungsnetzbetreiber ist
die Verbund-Austrian Power Grid AG;

,,Verbindungsleitungen* Anlagen, die zur Verbundschaltung von Elektrizitdtsnetzen dienen;
,,verbundenes Elektrizitdtsunternehmen*:

a) ein verbundenes Unternehmen im Sinne des § 228 Abs. 3 Unternehmensgesetzbuch (UGB),

b) ein assoziiertes Unternehmen im Sinne des 8 263 Abs. 1 UGB oder

¢) zwei oder mehrere Unternehmen, deren Aktiondre ident sind;

,,Verbundnetz* eine Anzahl von Ubertragungs- und Verteilernetzen, die durch eine oder mehrere
Verbindungsleitungen miteinander verbunden sind;

,Versorger eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft, die
die Versorgung wahrnimmt;

,,Versorgung* den Verkauf einschlieBlich des Weiterverkaufs von Elektrizitdt an Kunden;
,Verteilernetzbetreiber eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene
Personengesellschaft, die verantwortlich ist fir den Betrieb, die Wartung sowie
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erforderlichenfalls den Ausbau des Verteilernetzes in einem bestimmten Gebiet und
gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen sowie flr die Sicherstellung der
langfristigen Fahigkeit des Netzes, eine angemessene Nachfrage nach Verteilung von Elektrizitét
zu befriedigen;

77. ,Verteilung” den Transport von Elektrizitdt tber Hoch-, Mittel- oder Niederspannungs-
Verteilernetze zum Zwecke der Belieferung von Kunden, jedoch mit Ausnahme der Versorgung;

78. ,,vertikal integriertes Elektrizitidtsunternechmen® ein Unternehmen oder eine Gruppe von
Unternehmen, in der dieselbe Person berechtigt ist, direkt oder indirekt Kontrolle auszuiiben,
wobei das betreffende Unternehmen bzw. die betreffende Gruppe mindestens eine der
Funktionen Ubertragung oder Verteilung und mindestens eine der Funktionen Erzeugung von
oder Versorgung mit Elektrizitat wahrnimmt;

79. ,,Wirkungsgrad*“ den auf der Grundlage des unteren Heizwerts der Brennstoffe berechneten
Wirkungsgrad;

80. ,,Wirkungsgrad-Referenzwerte fir die getrennte Erzeugung“ die Wirkungsgrade einer
alternativen getrennten Erzeugung von Warme und Strom, die durch KWK ersetzt werden soll;
81. ,wirtschaftlicher Vorrang“ die Rangfolge der Elektrizitdtsquellen nach wirtschaftlichen

Gesichtspunkten;

82. ,,wirtschaftlich vertretbarer Bedarf den Bedarf, der die benétigte Wérme- oder Kihlleistung
nicht Uberschreitet und der sonst durch andere Energieproduktionsprozesse als KWK zu
Marktbedingungen gedeckt wiirde;

83. ,,Zahlpunkt“ die Einspeise- bzw. Entnahmestelle, an der die Strommenge messtechnisch erfasst
und registriert wird; eine Zusammenfassung mehrerer Zahlpunkte ist nicht zul&ssig;

83a. ,,Zeitreihe der zeitliche Verlauf der entnommenen oder eingespeisten Energie in
Viertelstundenwerten (iber eine zeitliche Periode;

84. ,,Zusatzstrom* den Strom, der {iber das Elektrizititsnetz in den Fillen geliefert wird, in denen die

Stromnachfrage die elektrische Erzeugung des KWK-Prozesses ubersteigt.

(2) Dartiber hinaus gilt als ,,Betriebsstétte” jenes raumlich zusammenhingende Gebiet, auf dem
regelmaRig eine auf Gewinn oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteil gerichtete Téatigkeit selbststdndig
ausgeubt wird.

(3) Abweichend vom Verbot des Abs. 1 Z 83 sind in einem Netzbereich liegende Z&hlpunkte eines
Netzbenutzers zusammenzufassen, wenn sie der Anspeisung von kundenseitig galvanisch oder
transformatorisch verbundenen Anlagen, die der StraRenbahnverordnung 1999, BGBI. Il Nr. 76/2000, in
der Fassung der Kundmachung BGBI. 11 Nr. 310/2002, unterliegen, dienen.

84
Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen

(1) Den Netzbetreibern werden entsprechend ihrem  Tatigkeitsbereich  nachstehende
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse auferlegt:

a) die diskriminierungsfreie Behandlung aller Kunden eines Netzes;

b) der Abschluss von privatrechtlichen Vertrdgen mit Netzbenutzern Gber den Anschluss an ihr
Netz (Allgemeine Anschlusspflicht);

¢) die Errichtung und Erhaltung einer fur die inldndische Elektrizitatsversorgung oder fiir die
Erfallung volkerrechtlicher Verpflichtungen ausreichenden Netzinfrastruktur.
(2) Den Elektrizitatsunternehmen werden entsprechend ihrem Tatigkeitsbereich die nachstehenden
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Allgemeininteresse auferlegt:
a) die Erfullung der durch Rechtsvorschriften auferlegten Pflichten im 6ffentlichen Interesse;
b) die Mitwirkung an MaRnahmen zur Beseitigung von Netzengpdssen und an Maltnahmen zur
Gewadbhrleistung der Versorgungssicherheit.

(3) Die Elektrizitatsunternehmen haben die bestmdgliche Erflllung der ihnen im Allgemeininteresse
auferlegten Verpflichtungen mit allen ihnen zur Verfligung stehenden Mitteln anzustreben.

§5
Grundsatze fir den Betrieb
von Elektrizitatsunternehmen

Die Elektrizitatsunternehmen haben als kunden- und wettbewerbsorientierte Anbieter von
Energiedienstleistungen nach den Grundsatzen einer sicheren, kostengunstigen, umweltvertraglichen und
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effizienten Bereitstellung der nachgefragten Dienstleistungen sowie eines wettbewerbsorientierten und
wettbewerbsfahigen Elektrizitdtsmarktes zu agieren. Diese Grundsétze haben sie als Unternehmensziele
zu verankern.

2. Hauptstick:
Errichtung und Betrieb von

Erzeugungsanlagen
86
Genehmigungspflicht

(1) Die Errichtung und der Betrieb einer Erzeugungsanlage mit einer elektrischen Engpassleistung
von mehr als 5 kW bediirfen, unbeschadet der nach anderen Rechtsvorschriften erforderlichen
Bewilligungen, einer elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung.

(2) Die elektrizitatswirtschaftsrechtliche Genehmigungspflicht besteht nicht
a) fur die Errichtung und den Betrieb von Erzeugungsanlagen, deren Errichtung und Betrieb
einer Bewilligung nach abfallrechtlichen, eisenbahnrechtlichen, gewerberechtlichen,
luftfahrtrechtlichen, mineralrohstoffrechtlichen oder schifffahrtsrechtlichen Vorschriften
bedarf,

b) fur die Aufstellung und den Betrieb mobiler Erzeugungsanlagen, die der Notstromversorgung
dienen oder die in nicht ortsfesten Betriebseinrichtungen betrieben werden, die Uber eine
Bewilligung nach dem 3. Abschnitt des Kérntner Veranstaltungsgesetzes 2010 verfiigen, und

c¢) fir in die Geb&udehille integrierte oder unmittelbar daran befestigte Photovoltaikanlagen.

(3) Die Anderung einer genehmigten Erzeugungsanlage bedarf neben den nach anderen
Rechtsvorschriften erforderlichen Bewilligungen einer elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung,
wenn sich dadurch zusétzliche Gefédhrdungen oder Beléstigungen im Sinne des § 10 Abs. 1 lit. a ergeben
kénnen. Die Genehmigungspflicht bezieht sich auch auf bereits genehmigte Erzeugungsanlagen oder —
anlagenteile, soweit sich die Anderungen auf sie auswirken.

(4) Verliert eine nach den in Abs.2 lit.a angefuhrten Rechtsvorschriften bewilligte
Erzeugungsanlage ihren Charakter als abfallrechtliche, eisenbahnrechtliche, gewerberechtliche,
luftfahrtrechtliche, mineralrohstoffrechtliche oder schifffahrtsrechtliche Anlage, so hat der Betreiber der
Anlage dies der nach diesem Gesetz zustandigen Behodrde anzuzeigen. Stellt die Behorde mit
schriftlichem Bescheid fest, dass die Erzeugungsanlage die Voraussetzungen nach § 10 erfillt, gilt die
Bewilligung nach den angefilhrten Rechtsvorschriften als Genehmigung der Erzeugungsanlage nach
diesem Gesetz.

(5) Unbeschadet der Genehmigungspflicht ist vor der Errichtung oder wesentlichen Anderung einer
Stromerzeugungsanlage mit dem Netzbetreiber, in dessen Netz die Anlage einspeist oder einspeisen soll,
das Einvernehmen herzustellen.

87
Antrag auf Erteilung der elektrizitéts-
wirtschaftsrechtlichen Genehmigung

(1) Die elektrizitatswirtschaftsrechtliche Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer
Erzeugungsanlage ist bei der Behdrde schriftlich zu beantragen.

(2) Dem Antrag sind Unterlagen in zweifacher Ausfertigung anzuschlieBen, die jedenfalls zu
umfassen haben:

a) eine technische Beschreibung der Erzeugungsanlage mit Angaben Uber Zweck, Umfang,
Betriebsweise und technische Ausfilhrung der Anlage;

b) Plane tber die Lage, den Umfang und alle wesentlichen Teile der Erzeugungsanlage;

c) einen Ubersichtsplan im KatastermaRstab, aus dem der Standort der Erzeugungsanlage und die
betroffenen Grundstiicke mit ihren Parzellennummern ersichtlich sind;

d) ein Verzeichnis der betroffenen Grundstiicke mit Namen und Anschriften der Eigentimer und
der an diesen Grundstiicken sonst dinglich berechtigten Personen sowie gegebenenfalls des
beanspruchten 6ffentlichen Gutes unter Angabe der zustdndigen Verwaltungen;

www.ris.bka.gv.at Seite 10 von 45



R | S Landesrecht Kérnten

e) ein Verzeichnis der an die betroffenen Grundstiicke unmittelbar angrenzenden Grundstlicke
mit Namen und Anschriften der Eigentiimer und der an diesen Grundstlicken sonst dinglich
berechtigten Personen, mit Ausnahme der Hypothekarglaubiger;

f) ein Verzeichnis der offenkundig beriihrten fremden Erzeugungs- und —leitungsanlagen mit
Namen und Anschriften der Eigentiimer oder der zustandigen Verwaltungen;

g) eine Darstellung der abschéatzbaren Gefahrdungen und Beléstigungen im Sinne des § 10 Abs. 1
lit. a sowie der sonstigen nachteiligen Umweltauswirkungen;

h) Angaben Uber die Art der eingesetzten Primarenergietrager und die geplanten MaRnahmen der
Energieeffizienz;

i) Angaben Uber den Beitrag der Erzeugungskapazititen zur Erreichung des Zieles der
Europdischen Union, die Deckung des Bruttoenergieverbrauchs durch Energie aus
erneuerbaren Energiequellen zu erhdhen;

j) Angaben zum Beitrag der Erzeugungskapazitaten zur Verringerung der Emissionen;

k) eine schriftliche Stellungnahme der Gemeinde, dass im Ortlichen Entwicklungskonzept (OEK)
fur das Vorhaben kein ausdriicklicher Ausschliefungsgrund enthalten ist;

) bei der Errichtung oder einer wesentlichen Anderung einer nicht hocheffizienten thermischen
Erzeugungsanlage mit einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr als 20 MW: eine
Bewertung der Kosten und des Nutzens von Vorkehrungen fir den Betrieb bzw. eine
Umristung der Anlage als hocheffiziente KWK-Anlage;

m) eine Stellungnahme des jeweiligen Netzbetreibers, in dessen Netz die Anlage einspeist.

(2a) Die wirtschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse gemall Abs. 2 lit. | ist im Einklang mit den
Grundsétzen des Anhangs IX Teil 2 der Energieeffizienzrichtlinie zu erstellen. Die Landesregierung kann
mit Verordnung ndhere Bestimmungen zur Methodik der wirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Analyse gemaf
Abs. 2 lit. | erlassen, wenn dies zur Umsetzung von Rechtsvorschriften der Européischen Union
erforderlich ist.

(3) Kann aufgrund der dem Antrag auf elektrizitatswirtschaftsrechtliche Genehmigung
anzuschlieBenden Projektunterlagen eine ausreichende Beurteilung des Projektes nicht vorgenommen
werden, darf die Behorde binnen angemessen festzusetzender Frist die Vorlage zusétzlicher Unterlagen
verlangen.

(4) Sind einzelne dem Antrag auf elektrizitatswirtschaftsrechtliche Genehmigung anzuschlieRende
Projektunterlagen  flr eine ausreichende Beurteilung des Projektes im Rahmen des
Genehmigungsverfahrens entbehrlich, darf die Behorde im Einzelfall von der Beibringung dieser
Projektunterlagen absehen.

(5) Die Behorde darf die Vorlage zusatzlicher Ausfertigungen aller oder einzelner nach Abs. 2 oder
Abs. 3 erforderlicher Unterlagen verlangen, wenn dies zur Ubermittlung an &ffentliche Dienststellen oder
zur Begutachtung durch Sachverstandige im Rahmen des Genehmigungsverfahrens erforderlich ist.

§8
Genehmigungsverfahren
(1) Die Behorde hat — ausgenommen in den Fallen des § 9 — aufgrund des Antrages auf Erteilung der
elektrizitatswirtschaftsrechtlichen ~ Genehmigung eine mindliche Verhandlung durchzufiihren.
Gegenstand, Zeit und Ort der Verhandlung sind durch Anschlag in der Gemeinde (8 41 AVG) bekannt zu
geben.
(2) Personlich zu laden sind:
a) der Antragsteller,
b) die Eigentlimer der Grundstiicke, auf denen die Erzeugungsanlage errichtet werden soll, und
¢) die Eigentlimer der an die Grundstiicke gemaR lit. b unmittelbar angrenzenden Grundstiicke,
fiir die Gefahrdungen und Beldstigungen im Sinne des § 10 Abs. 1 lit. a eintreten kénnen.

(3) Nachbarn im Sinne dieses Gesetzes sind alle Personen, die wegen ihres rdumlichen
Naheverhaltnisses zur Erzeugungsanlage durch deren Errichtung, Bestand oder Betrieb geféhrdet oder
beldstigt oder deren Eigentum oder sonstige dingliche Rechte gefdhrdet werden konnten. Nicht als
Nachbarn gelten Personen, die sich voriibergehend in der Nahe der Erzeugungsanlage aufhalten und nicht
im Sinne des vorherigen Satzes dinglich berechtigt sind. Als Nachbarn gelten jedoch die Inhaber von
Einrichtungen, in denen sich regelmédRig Personen voribergehend aufhalten, wie etwa in
Beherbergungsbetrieben, Krankenanstalten und Heimen, hinsichtlich des Schutzes dieser Personen und
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die Erhalter von Schulen hinsichtlich des Schutzes der Schiller, der Lehrer und der sonstigen in Schulen
standig beschéftigten Personen.

(4) Die Behorden, Amter und o6ffentlich-rechtlichen Korperschaften, die zur Wahrnehmung der
offentlichen Interessen berufen sind, mit denen das Vorhaben abzustimmen ist (§ 11 Abs. 4), sind im
Genehmigungsverfahren insoweit zu horen, als diese Interessen beriihrt werden. Uberdies sind die
Eigentumer von Erzeugungs- und -leitungsanlagen sowie die Standortgemeinde und benachbarte
Gemeinden, die von Auswirkungen der Erzeugungs-anlage betroffen sein kénnen, zu héren.

(5) Die mindliche Verhandlung nach Abs. 1 ist nach Mdglichkeit mit nach anderen Bundes- und
Landesgesetzen erforderlichen mundlichen Verhandlungen zu verbinden.

§9
Vereinfachtes Verfahren

(1) Erzeugungsanlagen,
a) die ausschlieBlich zur ortsfesten Notstromversorgung bestimmt sind oder
b) deren elektrische Erzeugungsleistung hdchstens 500 kW betrégt,
sind elektrizitatswirtschaftsrechtlich in einem vereinfachten Verfahren zu genehmigen.

(2) Die Behorde hat das Projekt durch Anschlag in der Gemeinde (8§ 41 AVG) mit dem Hinweis
bekannt zu geben, dass die Projektunterlagen innerhalb eines bestimmten, vier Wochen nicht
Uberschreitenden Zeitraumes bei der Behorde zur Einsichtnahme aufliegen und dass die Nachbarn
innerhalb dieses Zeitraumes Einwendungen im Sinne des § 10 Abs. 1 lit. a erheben kénnen. Nach Ablauf
des im Anschlag angeflihrten Zeitraumes hat die Behdrde unter Bedachtnahme auf die eingelangten
Einwendungen der Nachbarn mit Bescheid festzustellen, dass es sich bei dem Projekt um eine
Erzeugungsanlage nach Abs. 1 lit. a oder b handelt, und gegebenenfalls die erforderlichen Auflagen zum
Schutz der nach § 10 Abs. 1 wahrzunehmenden Interessen vorzuschreiben. Dieser Bescheid hat auch die
Angaben gemall § 11 Abs. 1 zweiter Satz zu enthalten. Kénnen durch Auflagen die nach § 10 Abs. 1
wahrzunehmenden Interessen nicht ausreichend gewahrt werden, ist der Antrag auf Erteilung der
elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung im Rahmen des vereinfachten Verfahrens mit
schriftlichem Bescheid abzuweisen.

(3) Der Bescheid nach Abs.2 zweiter Satz gilt als Genehmigungsbescheid fir die
Elektrizitatserzeugungsanlage.

(4) Anderungen einer genehmigten Erzeugungsanlage sind im Rahmen des vereinfachten Verfahrens
zu genehmigen, wenn die Erzeugungsanlage einschliellich der geplanten Anderungen die
Voraussetzungen nach Abs. 1 lit. a oder b erfallt.

§10
Voraussetzungen fur die Erteilung
der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen
Genehmigung
(1) Die Voraussetzungen flr die Erteilung der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung zur

Errichtung und zum Betrieb einer Erzeugungsanlage sind, dass

a) nach dem Stand der Technik sowie dem Stand der medizinischen und der sonst in Betracht
kommenden Wissenschaften erwartet werden kann, dass

1. durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage oder durch die Lagerung von Betriebsmitteln
oder Rickstdnden und dergleichen eine Geféhrdung des Lebens oder der Gesundheit von
Menschen oder eine Gefahrdung des Eigentums oder sonstigen dinglichen Rechte der
Nachbarn nach fachménnischer Voraussicht nicht zu erwarten ist und

2. Belastigungen von Nachbarn durch Larm, Erschiitterung, Schwingungen, Blendungen oder in
ahnlicher Weise auf ein zumutbares Maf3 beschrankt bleiben;

b) die eingesetzte Primdrenergie bestmdglich genutzt und verwertet und gegebenenfalls der
wirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Analyse gemall § 7 Abs. 2 lit. | Rechnung getragen wird
(Energieeffizienz), und

c) fiir die Errichtung oder den Betrieb der Erzeugungsanlage eine Stellungnahme der Gemeinde
gemal § 7 Abs. 2 lit. k vorliegt.

(2) Unter einer Gefahrdung des Eigentums im Sinne des Abs. 1 lit. a Z 1 ist die Mdglichkeit einer
Minderung des Verkehrswertes des Eigentums nicht zu verstehen.
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(3) Ob Beléastigungen der Nachbarn im Sinne des Abs. 1 lit.a Z 2 zumutbar sind, ist danach zu
beurteilen, wie sich die durch die Erzeugungsanlage verursachten Anderungen der tatsachlichen 6rtlichen
Verhaltnisse auf ein gesundes, normal empfindendes Kind und einen gesunden, normal empfindenden
Erwachsenen auswirken.

(4) Der Stand der Technik im Sinne dieses Gesetzes ist der auf den einschlagigen wissenschaftlichen
Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen, Bau- oder
Betriebsweisen, deren Funktionstuchtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung des Standes der
Technik sind insbesondere jene vergleichbaren Verfahren, Einrichtungen, Bau- oder Betriebsweisen
heranzuziehen, welche am wirksamsten zur Erreichung eines allgemein hohen Schutzniveaus fir die
Umwelt insgesamt sind; weiters sind unter Beachtung der sich aus einer bestimmten MaRnahme
ergebenden Kosten und ihres Nutzens und des Grundsatzes der Vorsorge und Vorbeugung im
Allgemeinen wie auch im Einzelfall die Kriterien der Anlage 6 zur Gewerbeordnung 1994 zu
berticksichtigen.

(5) Durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage soll nach Mdglichkeit ein Beitrag zu den
gemdl § 7 Abs. 2 lit. i und j festgelegten Zielen erreicht werden.

§11
Erteilung der elektrizitatswirtschafts-
rechtlichen Genehmigung

(1) Die -elektrizitatswirtschaftsrechtliche Genehmigung zur Errichtung, zum Betrieb und zur
Anderung einer Erzeugungsanlage ist schriftlich zu erteilen, wenn die Voraussetzungen nach § 10
vorliegen. Diese Voraussetzungen liegen insbesondere vor, wenn nach dem Stand der Technik zu
erwarten ist, dass Uberhaupt oder unter Einhaltung der erforderlichenfalls vorzuschreibenden bestimmten
geeigneten Auflagen die nach den Umstdnden des Einzelfalls vorhersehbaren Geféhrdungen
ausgeschlossen und Beléstigungen auf ein zumutbares Mall beschrankt werden. Koénnen diese
Voraussetzungen auch durch Auflagen nicht herbeigefiihrt werden, ist die elektrizitatswirtschaftliche
Genehmigung zu versagen. Die Genehmigung hat jedenfalls Angaben Uber die -elektrische
Engpassleistung sowie die Art der eingesetzten Energietréger zu enthalten.

(2) Die Auflagen haben erforderlichenfalls auch MalRnahmen fiir den Fall der Unterbrechung des
Betriebes und den Fall der Auflassung der Erzeugungsanlage zu umfassen.

(3) Die Behorde darf festlegen, dass bestimmte Auflagen erst ab einem dem Zeitaufwand der hiefiir
erforderlichen Malinahmen entsprechend festzulegenden Zeitpunkt nach der Inbetriebnahme der
Erzeugungsanlage oder von Teilen der Anlage eingehalten werden missen, wenn dagegen keine
Bedenken vom Standpunkt der in § 10 Abs. 1 umschriebenen Interessen bestehen.

(4) Bei der Erteilung der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung ist auf die sonstigen
oOffentlichen Interessen, insbesondere auf die Interessen der Landwirtschaft, des Forstwesens, der
Wildbach- und Lawinenverbauung, der Raumordnung, des Natur-, Landschafts- und Denkmalschutzes,
der Wasserwirtschaft und des Wasserrechts, des Bergbaues, des offentlichen Verkehrs und der
Landesverteidigung, Bedacht zu nehmen.

(5) Die sich aus elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigungen ergebenden Rechte und Pflichten
gehen auf den jeweiligen Betreiber der Erzeugungsanlage Uber. Der Wechsel des Betreibers der
Erzeugungsanlage ist vom neuen Betreiber der Behorde unverziglich anzuzeigen.

§12
Uberpriifungen

(1) Besteht der begriindete Verdacht, dass eine genehmigte Erzeugungsanlage nicht entsprechend der
Genehmigung errichtet wurde oder betrieben wird und hat dies Auswirkungen auf die gemal § 10 Abs. 1
zu wahrenden Interessen, hat die Behorde die Erzeugungsanlage zu tberprifen.

(2) Die Behorde darf eine genehmigte Erzeugungsanlage jéhrlich uberprifen, wenn diese Anlage
aufgrund ihrer Eigenschaften besonders geeignet ist, die Gesundheit, das Leben oder das Eigentum eines
Dritten zu gefahrden und die Uberpriifung notwendig ist, um die nach § 10 Abs. 1 zu wahrenden
Interessen hinreichend zu schiitzen.

(3) Wird bei einer Uberpriifung gemiR Abs.1 oder 2 festgestellt, dass die genehmigte
Erzeugungsanlage nicht entsprechend der Genehmigung errichtet wurde oder betrieben wird, hat die
Behorde den Inhaber der elektrizitdtswirtschaftsrechtlichen Genehmigung zur Herstellung des der
Genehmigung entsprechenden Zustandes innerhalb einer angemessenen Frist aufzufordern. Kommt der
Inhaber dieser Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, hat die Behdrde § 19 anzuwenden.
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§13
Nachtragliche Vorschreibungen

(1) Ergibt sich nach der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung der Erzeugungsanlage, dass
die nach § 10 Abs. 1 zu wahrenden Interessen trotz Einhaltung der in der Genehmigung vorgeschriebenen
Auflagen nicht hinreichend geschiitzt sind, so hat die Behorde die nach dem Stand der Technik und dem
Stand der medizinischen oder der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften erforderlichen anderen
oder zusatzlichen Auflagen vorzuschreiben; die Auflagen haben gegebenenfalls auch die zur Erreichung
dieses Schutzes erforderliche Beseitigung eingetretener Folgen von nachteiligen Auswirkungen der
Erzeugungsanlage zu umfassen. Die Behorde hat Auflagen nicht vorzuschreiben, wenn sie
unverhéltnisméRig sind, vor allem, wenn der mit der Erfillung der Auflagen verbundene Aufwand
unverhéltnisméRig zu dem mit den Auflagen angestrebten Erfolg ist.

(2) Zugunsten von Personen, die erst nach der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung der
Erzeugungsanlage Nachbarn geworden sind, sind Auflagen nach Abs. 1 nur so weit vorzuschreiben, als
sie zur Vermeidung einer Gefahrdung des Lebens oder der Gesundheit dieser Menschen erforderlich sind.

§14
Beginn und Ende des Betriebes

(1) Der Inhaber der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung hat die Fertigstellung der
Erzeugungsanlage der Behorde und dem Netzbetreiber, an dessen Netz die Erzeugungsanlage
angeschlossen ist, anzuzeigen. Der Anzeige ist eine Bestatigung, ausgestellt von einer akkreditierten
Stelle, einem Zivilingenieur, einem Ingenieurbiiro oder einer anderen fachlich geeigneten Stelle
anzuschlieBen, in der eine Aussage Uber die projektgemdRe Ausfuhrung und die Erfillung der
vorgeschriebenen Auflagen getroffen ist. Vor dem Einlangen dieser Anzeige bei der Behorde darf der
Genehmigungsinhaber mit dem Betrieb der Erzeugungsanlage nicht beginnen.

(2) Der Inhaber der elektrizitdtswirtschaftsrechtlichen Genehmigung hat die Stilllegung der
Erzeugungsanlage der Behorde und dem Netzbetreiber, an dessen Netz die Erzeugungsanlage
angeschlossen ist, anzuzeigen.

8§15
Erléschen der elektrizitatswirtschafts-
rechtlichen Genehmigung

(1) Die elektrizitatswirtschaftsrechtliche Genehmigung erlischt, wenn

a) mit der Errichtung der Erzeugungsanlage nicht innerhalb von drei Jahren ab der Rechtskraft
des Genehmigungsbescheides begonnen wird;

b) die Voraussetzungen fir den Betrieb der Erzeugungsanlage nach Ablauf von funf Jahren ab
der Rechtskraft des Genehmigungsbescheides noch nicht vorliegen;

c) der Betrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Vorliegen der Voraussetzungen fir die
Inbetriebnahme aufgenommen wird;

d) der Inhaber der Genehmigung nach 8§ 14 Abs. 2 anzeigt, dass die Erzeugungsanlage stillgelegt
wird, oder

e) der Betrieb der Erzeugungsanlage ohne sachlich gerechtfertigten Grund durch mehr als funf
Jahre unterbrochen wird.

(2) Die Behorde darf die Fristen nach Abs. 1 lit. a bis lit. ¢ und lit. e erstrecken, wenn der Inhaber der
elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung glaubhaft nachweist, dass die Fristerstreckung wegen der
erforderlichen Planungs- oder Bauarbeiten oder aus betriebstechnischen Griinden erforderlich ist.

(3) Die Behorde hat das Erloschen der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung fur eine
Erzeugungsanlage mit schriftlichem Bescheid festzustellen. Im Bescheid hat die Behdrde, wenn und
soweit dies im Offentlichen Interesse erforderlich ist, dem bisherigen Inhaber der Genehmigung die
Beseitigung der Erzeugungsanlage binnen angemessener Frist aufzutragen. Soweit dies wirtschaftlich
zumutbar ist, darf auch die Wiederherstellung des frilheren Zustandes aufgetragen werden.

8§16
Vorarbeiten

(1) Zur Vornahme der erforderlichen Vorarbeiten fiir die Errichtung oder Anderung einer
Erzeugungsanlage hat die Behorde auf Antrag die vorlbergehende Inanspruchnahme fremder
Grundstiicke zu genehmigen.
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(2) Im Antrag sind die Art und die voraussichtliche Dauer der beabsichtigten Vorarbeiten
anzugeben. Dem Antrag ist ein Ubersichtsplan im geeigneten MaRstab, in dem die von den Vorarbeiten
betroffenen Grundstlcke ersichtlich zu machen sind, und ein Verzeichnis der Eigentlimer sowie der an
diesen Grundstiicken sonst dinglich berechtigten Personen mit Namen und Anschriften anzuschlie3en.

(3) In der Genehmigung von Vorarbeiten darf die Behérde dem Antragsteller das Recht einrdumen,
fremde Grundstiicke zu betreten und auf diesen die zur Vorbereitung der Errichtung oder Anderung einer
Erzeugungsanlage erforderlichen Bodenuntersuchungen — ausgenommen Geléndeverédnderungen — und
sonstigen technischen Arbeiten vorzunehmen. Die Bewilligung ist zu befristen; die Frist ist unter
Bedachtnahme auf die Art und die voraussichtliche Dauer der beabsichtigten Vorarbeiten festzusetzen.
Die Behorde darf die Frist erstrecken, wenn der Antragsteller glaubhaft nachweist, dass die Vorarbeiten
aus Grinden, die nicht vom Antragsteller verschuldet sind, nicht fristgerecht abgeschlossen werden
konnten.

(4) Die Behorde hat der Gemeinde, in der die Vorarbeiten durchgefiilhrt werden sollen, eine
Ausfertigung der Genehmigung zur Kundmachung durch Anschlag an der Amtstafel zuzustellen. Die
Kundmachungsfrist betragt zwei Wochen. Mit der Durchfuhrung der Vorarbeiten darf erst nach Ablauf
der Kundmachungsfrist begonnen werden.

(5) Die vom Inhaber der Genehmigung zur Durchfiihrung von Vorarbeiten beauftragten Personen
haben sich den Eigentlimern der betroffenen Grundstiicke und den daran sonst dinglich berechtigten
Personen gegentiber auf Verlangen mit einer Ausfertigung der Genehmigung sowie durch eine
entsprechende Beauftragung des Genehmigungsinhabers auszuweisen.

(6) Bei der Durchfilhrung der Vorarbeiten hat der Inhaber der Genehmigung mit mdglichster
Schonung bestehender Rechte vorzugehen und darauf Bedacht zu nehmen, dass der bestimmungsgemafie
Gebrauch der betroffenen Grundstlicke nach Mdglichkeit nicht behindert wird.

(7) Der Inhaber der Genehmigung zur Durchfiihrung von Vorarbeiten hat die Eigentimer der
betroffenen Grundstiicke sowie die an diesen Grundstiicken dinglich berechtigten Personen,
ausgenommen Hypothekarglaubiger, fir alle mit der Durchfihrung der Vorarbeiten unmittelbar
verbundenen Beschrankungen ihrer im Zeitpunkt der Genehmigung ausiibbaren Rechte angemessen zu
entschadigen. Soweit dartiber keine Vereinbarung zustande kommt, ist die Entschadigung auf Antrag der
Entschadigungsberechtigten durch die Behdrde festzusetzen. Fir das Entschadigungsverfahren gilt § 18
lit. a bis ¢ sinngemaR.

§17
Zwangsrechte

(1) Die Behorde darf auf Antrag fiir die Errichtung, die Anderung oder den Betrieb einer
Erzeugungsanlage unter gleichzeitiger Festlegung einer daftr zu leistenden angemessenen Entschadigung
oder eines vorlaufigen Sicherstellungsbetrages Zwangsrechte einrdumen, wenn

a) die Errichtung oder der Betrieb einer Erzeugungsanlage fur die Sicherung oder
Aufrechterhaltung der Elektrizitatsversorgung erforderlich ist,

b) die vorgesehene Situierung aus zwingenden wirtschaftlichen oder technischen Griinden
geboten ist, und

c¢) die Einrdumung von Zwangsrechten nach anderen Rechtsvorschriften nicht in Betracht
kommt.

(2) Die Einrdumung von Zwangsrechten kann umfassen:

a) die Abtretung des Eigentums an Grundstiicken,

b) die Einrdumung von Dienstbarkeiten an Grundstiicken oder

¢) die Abtretung, Einschrankung oder Aufhebung sonstiger dinglicher Rechte an Grundstiicken.
(3) Zwangsrechte nach Abs. 2 lit. a dlrfen nur eingerdumt werden, wenn MaRnahmen nach Abs. 2

lit. b oder ¢ nicht ausreichen und der Antragsteller glaubhaft macht, dass er erfolglos versucht hat, eine

privatrechtliche Vereinbarung Uber die Abtretung des Eigentums und die dafir zu leistende
Entschadigung mit den betroffenen Grundeigentiimern zu erzielen.
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§18
Verfahren zur Einrdumung
von Zwangsrechten

Auf das Verfahren zur Einrdumung von Zwangsrechten und die behérdliche Festsetzung der dafir zu
leistenden Entschadigung sind die Bestimmungen des Eisenbahn-Enteignungsentschadigungsgesetzes mit
nachstehenden Abweichungen sinngemaf anzuwenden:

a) Uber den Inhalt, den Gegenstand und den Umfang der Einrdumung von Zwangsrechten sowie
liber die Festsetzung der Entschadigung hat die Behoérde zu entscheiden;

b) die Hohe der Entschadigung ist aufgrund der Schatzung wenigstens eines beeidigten
Sachverstandigen im Bescheid Uber die Einrdumung von Zwangsrechten oder in einem
gesonderten Bescheid zu bestimmen; im zweiten Fall ist ohne weitere Erhebungen im
Bescheid Uber die Einrdumung von Zwangsrechten ein vorldufiger Sicherstellungsbetrag
festzulegen;

c) eine Entscheidung, mit der Zwangsrechte eingerdumt worden sind, ist erst vollstreckbar, wenn
der bescheidmalig festgesetzte Entschadigungsbetrag oder der festgelegte vorlaufige
Sicherstellungsbetrag an den Anspruchsberechtigten ausbezahlt oder bei einem ordentlichen
Gericht hinterlegt worden ist;

d) erlischt die elektrizitatswirtschaftsrechtliche Genehmigung einer Erzeugungsanlage, zu deren
Errichtung, Anderung oder Betrieb im Weg der Einrdumung von Zwangsrechten eine
Dienstbarkeit bestellt worden ist, so hat die Behtérde den Eigentimer des belasteten
Grundstuckes oder seinen Rechtsnachfolger zu verstédndigen. Auf
dessen Antrag ist die Dienstbarkeit unter Vorschreibung einer der geleisteten Entschadigung
angemessenen Riickvergitung durch Bescheid aufzuheben;

e) wird die Erzeugungsanlage, zu deren Errichtung oder Betrieb im Weg der Einrdumung von
Zwangsrechten die Abtretung des Eigentums an Grundstiicken verfligt worden ist,
nachtraglich beseitigt, so hat die Behtrde auf Antrag des frilheren Eigentimers oder seines
Rechtsnachfolgers die Ricklbereignung gegen angemessene Rickvergitung auszusprechen.
Ein solcher Antrag muss innerhalb eines Jahres nach der Beseitigung der Anlage gestellt
werden.

§19
Herstellung des rechtmaliigen Zustandes

(1) Wird eine genehmigungspflichtige Erzeugungsanlage ohne die erforderliche Genehmigung oder
abweichend von der Genehmigung errichtet, wesentlich gedndert oder betrieben, hat die Behorde —
unabhéngig von der Einleitung eines Strafverfahrens nach 8 71 Abs. 3 lit. a oder b — mit Bescheid die zur
Herstellung des gesetzmaRigen Zustandes erforderlichen Malinahmen, wie insbesondere die Einstellung
von Bauarbeiten, die Einstellung des Betriebes oder die Beseitigung von nicht genehmigten Anlagen oder
Anlagenteilen, innerhalb einer angemessen festzusetzenden Frist vorzuschreiben.

(2) Die Beseitigung der Anlage oder von Anlagenteilen darf nicht vorgeschrieben werden, wenn
nachtraglich die elektrizitatswirtschaftsrechtliche Genehmigung beantragt wird und die Erteilung der
beantragten Genehmigung nicht von vornherein ausgeschlossen ist.

(3) Die Vorschreibung nach Abs. 1 wird vollstreckbar, wenn innerhalb der gesetzten Frist kein
Antrag nach Abs. 2 gestellt wird. Wird die nachtragliche Genehmigung beantragt, der Antrag aber in der
Folge zuriickgezogen, zurtickgewiesen oder abgewiesen, so wird die Vorschreibung nach Abs. 1 nach
neuerlichem Ablauf der gesetzten Frist, gerechnet ab der Zuriickziehung des Antrags oder Rechtskraft der
Entscheidung, vollstreckbar.

§20
Einstweilige Verfugungen

(1) Die Behorde hat mit Bescheid die génzliche oder teilweise Stilllegung einer Erzeugungsanlage
oder von einzelnen Anlagenteilen oder sonstige die Anlage betreffende Sicherheitsmafnahmen oder
Vorkehrungen zu verfligen, wenn durch die Erzeugungsanlage eine Geféhrdung des Lebens oder der
Gesundheit von Menschen oder eine Gefahrdung des Eigentums droht oder bereits eingetreten ist.

(2) Hat die Behérde Grund zur Annahme, dass zur Abwehr der Geféhrdungen nach Abs. 1
Sofortmalinahmen an Ort und Stelle zu setzen sein werden, so darf sie nach Verstdndigung des Inhabers
der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung und des Betriebsleiters, wenn eine Verstadndigung
dieser Personen nicht mdoglich ist, einer Person, die die tatséchliche Betriebsfiihrung wahrnimmt, die in
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Abs. 1 angefilhrten MaRnahmen und Vorkehrungen auch ohne vorangegangenes Verfahren und ohne
Erlassung eines Bescheides verfiigen; wird hinsichtlich der verfiigten Manahmen nicht innerhalb eines
Monats ein schriftlicher Bescheid erlassen, treten die verfiigten MalBnahmen aufer Kraft.

(3) Bescheide und Amtshandlungen nach Abs. 1 und 2 sind sofort vollstreckbar. Sie treten nach
Ablauf eines Jahres aulRer Kraft, sofern keine kiirzere Frist festgesetzt worden ist. Durch einen Wechsel in
der Person des Inhabers der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen Genehmigung fir die Erzeugungsanlage
wird die Wirksamkeit der Bescheide und Amtshandlungen nach Abs. 1 und 2 nicht berthrt.

(4) Liegen die Voraussetzungen fiir die Erlassung von Bescheiden oder von Amtshandlungen nach
Abs. 1 oder 2 nicht mehr vor und ist zu erwarten, dass die Gefahrdungen oder Belastigungen nach Abs. 1
nicht mehr drohen, hat die Behdrde auf Antrag des Inhabers der elektrizitatswirtschaftsrechtlichen
Genehmigung fir die Erzeugungsanlage unverziglich Bescheide nach Abs. 1 und 2 aufzuheben und
Amtshandlungen nach Abs. 2 auBer Wirksamkeit zu setzen.

§21
Parteistellung

(1) In Verfahren nach den 8§ 11 und 13 kommt die Parteistellung dem Genehmigungswerber oder
dem Inhaber der elektrizittswirtschaftsrechtlichen Genehmigung sowie solchen Nachbarn (§ 8 Abs. 2
lit. c und Abs. 3) zu, die spatestens in der mindlichen Verhandlung nach § 8 gegen die Errichtung oder
Anderung einer Erzeugungsanlage begriindete Einwendungen im Sinne des § 10 Abs. 1 lit. a erhoben
haben.

(2) In Verfahren nach den 88 16 Abs. 7, 17 und 18 kommt die Parteistellung dem Antragsteller
sowie den Grundeigentimern und den sonstigen dinglich berechtigten Personen, ausgenommen
Hypothekarglaubigern, zu.

3. Hauptstiick:

Betrieb von Netzen
1. Abschnitt

Rechte und Pflichten der Netzbetreiber
§22
Geregelter Netzzugang

(1) Die Netzbetreiber sind verpflichtet, den Netzzugangsberechtigten den Netzzugang zu den
genehmigten  Allgemeinen  Bedingungen und von der Regulierungsbehérde bestimmten
Systemnutzungsentgelten zu gewahren.

(2) Die Netzzugangsberechtigten gemafl Abs. 1 haben einen Rechtsanspruch, auf Grundlage der
genehmigten Allgemeinen Bedingungen und bestimmten Systemnutzungsentgelte von dem in Betracht
kommenden Netzbetreiber die Benutzung des Netzes zu verlangen (geregeltes Netzzugangssystem).

(3) Die Bedingungen fir den Zugang zum System durfen nicht diskriminierend sein. Sie dirfen
keine missbrauchlichen Praktiken oder ungerechtfertigten Beschrdnkungen enthalten und nicht die
Versorgungssicherheit und die Dienstleistungsqualitat gefahrden.

§23
Lastprofile

(1) Die Netzbetreiber haben

a) fir Endverbraucher, die an die Netzebenen ,,Umspannung von Mittel- zu Niederspannung® und
,.Niederspannung*“ (§ 63 Z 6 und 7 des Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetzes 2010)
angeschlossen sind und weniger als 100.000 kWh Jahresverbrauch oder weniger als 50 kW
Anschluss-leistung aufweisen, und

b) fir Einspeiser mit weniger als 100.000 kWh jahrlicher Einspeisung oder weniger als 50 kW
Anschlussleistung

standardisierte Lastprofile zu erstellen, wobei auch die Form der Erstellung und Anpassung
(synthetisch, analytisch) der standardisierten Lastprofile zu bestimmen ist.

(2) Die standardisierten Lastprofile sind durch die Netzbetreiber in geeigneter Form zu
verdffentlichen.
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(3) Néhere Regelungen uber die standardisierten Lastprofile sind in den Allgemeinen Bedingungen
(824 Abs.1) zu treffen wobei die Netzbetreiber einer Regelzone ihre Allgemeinen Bedingungen
aufeinander abzustimmen haben.

§24
Allgemeine Bedingungen
(1) Die Netzbetreiber sind verpflichtet, Allgemeine Bedingungen fir den Zugang zum System
festzulegen. Diese haben insbesondere zu enthalten:

a) die Rechte und Pflichten der Vertragspartner, insbesondere zur Einhaltung der sonstigen
Marktregeln;

b) die den einzelnen Netzbenutzern zugeordneten standardisierten Lastprofile;

¢) die technischen Mindestanforderungen fiir den Netzzugang;

d) die verschiedenen von den Verteilerunternehmen im Rahmen des Netzzuganges zur
Verfiigung zu stellenden Dienstleistungen;

e) den Zeitraum, innerhalb dessen Kundenanfragen jedenfalls zu beantworten sind;

f) die Ankiindigung von geplanten Versorgungsunterbrechungen;

g) die Mindestanforderungen bezuglich Terminvereinbarungen mit Netzbenutzern;

h) jenen Standard, der bei der Datenubermittlung an Marktteilnehmer einzuhalten ist;

i) das Verfahren und die Modalitéten fiir Antrdge auf Netzzugang;

j) die von den Netzbenutzern zu liefernden Informationen und personenbezogenen Daten;

k) einen Hinweis auf gesetzlich vorgesehene Streitbeilegungsverfahren;

1) eine Frist von hochstens 14 Tagen ab Einlangen, innerhalb der das Verteilerunternehmen das
Begehren auf Netzzugang zu beantworten hat;

m) die grundlegenden Prinzipien fur die Verrechnung sowie die Art und Form der
Rechnungslegung;

n) die Verpflichtung von Netzzugangsberechtigten zur Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung
(Barsicherheit, Bankgarantie, Hinterlegung von nicht vinkulierten Sparbiichern) in
angemessener Hohe, insoweit nach den Umstéanden des Einzelfalles zu erwarten ist, dass der
Netzbenutzer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt;

0) die Modalitaten, zu welchen der Netzbenutzer verpflichtet ist, Teilbetragszahlungen zu leisten,
wobei eine Zahlung mindestens zehn Mal Jahrlich jedenfalls anzubieten ist;

p) etwaige Entschadigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhaltung der vertraglich
vereinbarten Leistungsqualitat;

q) Regelungen fiir die Ubernahme und Teilung der Kosten fiir technische Anpassungen, wie
Netzanschllsse und -verstarkungen, und Regelungen (ber einen verbesserten Netzbetrieb und
fir die nichtdiskriminierende Einbindung neuer Produzenten, die aus erneuerbaren
Energiequellen erzeugte Energie in das Netz einspeisen.

(2) Die Allgemeinen Bedingungen und ihre Anderung bedirfen nach 8§ 41 und 47 des
Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetzes 2010 der Genehmigung der Regulierungsbehdrde.

(3) In den Allgemeinen Verteilernetzbedingungen koénnen auch Normen und Regelwerke der
Technik (Regeln der Technik), in ihrer jeweils geltenden Fassung, fur verbindlich erklart werden.

(4) Die Netzbetreiber haben die Kunden vor Vertragsabschluss tber die wesentlichen Inhalte der
Allgemeinen Bedingungen zu informieren. Zu diesem Zweck ist den Kunden ein Informationsblatt
auszuhéandigen. Die Allgemeinen Bedingungen haben jedenfalls die MaRnahmen zum Schutz der Kunden
nach Anhang | Abs.1 der Elektrizitatshinnenmarktrichtlinie (8 73 Abs. 3 lit. a) zu enthalten. Die
Allgemeinen Netzbedingungen sind den Kunden tber Verlangen auszufolgen.

(5) Die Netzbetreiber haben sicherzustellen, dass die Netzbenutzer transparente Informationen tber
die geltenden Preise und Tarife und die Allgemeinen Bedingungen erhalten kdnnen. Zu diesem Zweck
sind diese Informationen jedenfalls im Internet zu verdffentlichen und den Netzbenutzern auf Verlangen
zuzusenden.

(6) Netzbetreiber haben neue Erzeuger von Strom aus hocheffizienter KWK, die einen
Netzanschluss winschen, {ber Abs. 1 hinaus in umfassender Weise die dazu erforderlichen
Informationen bereitzustellen, insbesondere

a) einen umfassenden und detaillierten Kostenvoranschlag fiir den Anschluss,
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b) einen Zeitplan fiir die Entgegennahme und die Bearbeitung des Antrags auf den Anschluss ans
Netz und
c) einen angemessenen Richtzeitplan flr jeden vorgeschlagenen Netzanschluss, wobei die Dauer
des Gesamtverfahrens zur Erlangung eines Netzanschlusses 24 Monate nicht Uibersteigen sollte.
Dariiber hinaus haben die Netzbetreiber standardisierte und vereinfachte Verfahren fur Anschluss
dezentraler Erzeuger von Strom aus hocheffizienter KWK bereitzustellen und deren Netzanschluss zu
erleichtern. Abs. 1 lit. g ist mit der Malgabe anzuwenden, dass die objektiven, transparenten und
nichtdiskriminierenden Kriterien, insbesondere samtliche Kosten und Vorteile des Anschlusses der
Erzeuger von Strom aus hocheffizienter KWK an das Netz zu berlicksichtigen haben.

§25
Anderung von Netzbedingungen
Werden neue Allgemeine Netzbedingungen genehmigt, hat der Netzbetreiber dies binnen vier Wochen
nach der Genehmigung den Netzbenutzern in einem persdnlich an sie gerichteten Schreiben oder Uber
Wunsch des Netznutzers auch elektronisch, bekannt zu geben und ihnen diese auf deren Wunsch
zuzusenden. In diesem Schreiben oder auf der Rechnung sind die Anderungen der Allgemeinen
Bedingungen und die Kriterien, die bei Anderungen nach diesem Gesetz und dem Elektrizitatswirtschafts-
und —organisationsgesetz 2010 einzuhalten sind, nachvollziehbar wiederzugeben. Die Anderungen gelten
ab dem nach Ablauf von drei Monaten folgenden Monatsersten als vereinbart.

§ 26
Netzzugang bei nicht ausreichenden
Kapazitaten

Reichen die vorhandenen Leitungskapazitaten nicht aus, um allen Antrdgen auf Nutzung eines Systems
zu entsprechen, so haben — unbeschadet der Verpflichtung zur Einhaltung der Bestimmungen der
Verordnung (EG) Nr. 714/2009 uber die Netzzugangsbedingungen fiir den grenziiberschreitenden
Stromhandel (8 73 Abs. 4 lit. a) sowie der auf Basis dieser Verordnung erlassenen Leitlinien — Transporte
zur Belieferung von Kunden mit elektrischer Energie aus erneuerbaren Energiequellen und KWK-
Anlagen Vorrang.

§27
Verweigerung des Netzzuganges
(1) Ein Netzbetreiber darf einem Netzzugangsberechtigten den Netzzugang nur aus nachstehenden
Grinden verweigern:

a) bei auBergewdhnlichen Netzzustédnden (Storféllen);

b) bei mangelnden Netzkapazitéten;

c) wenn der Netzzugang fur Stromlieferungen fur einen Kunden abgelehnt wird, der in dem

System, aus dem die Belieferung erfolgt oder erfolgen soll, nicht als zugelassener Kunde gilt;

d) wenn ansonsten Elektrizitat aus fernwarmeorientierten, umwelt- und ressourcenschonenden
sowie technisch-wirtschaftlich sinnvollen KWK-Anlagen oder aus Erzeugungsanlagen zur
Nutzung erneuerbarer Energiequellen trotz Eingehens auf die aktuellen Marktpreise verdréngt
wirde, wobei Mdglichkeiten zum Verkauf dieser elektrischen Energie an Dritte zu nutzen
sind.

(2) Der Netzbetreiber hat die Verweigerung gegeniiber dem Netzzugangsberechtigten schriftlich zu
begriinden.

(3) Bei der Beurteilung der Netzzugangsberechtigung sind die Rechtsvorschriften jenes Landes
anzuwenden, in dem die Person ihren Hauptwohnsitz oder Sitz hat, die bei der Regulierungsbehérde den
Antrag auf Feststellung der UnrechtméRigkeit der Netzzugangsverweigerung eingebracht hat.
Hinsichtlich der Beurteilung der Netzzugangsverweigerungsgrinde sind die Rechtsvorschriften jenes
Landes anzuwenden, in dem der Netzbetreiber, der den Netzzugang verweigert hat, seinen Sitz hat.

2. Abschnitt:

Regelzonen
§28
Regelzone, Aufgaben des Regelzonenfuhrers
(1) Der vom Ubertragungsnetz der Verbund-Austrian Power Grid AG in Karnten abgedeckte
Netzbereich ist Bestandteil einer Regelzone. Fir dieses Ubertragungsnetz wird die Verbund — Austrian
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Power Grid AG oder ihr Rechtnachfolger als Regelzonenfiihrer benannt. Die Zusammenfassung von
Regelzonen in der Form eines gemeinsamen Betriebs durch einen Regelzonenflihrer ist zulassig.

(2) Der Regelzonenfiihrer hat das in seiner Verfiigungsmacht befindliche Ubertragungsnetz in seiner
Regelzone zu betreiben und folgende Aufgaben zu erfillen:

a) die Bereitstellung der Systemdienstleistung (Leistungs-Frequenz-Regelung) entsprechend den
technischen Regeln, wie etwa der ENTSO (Strom), wobei diese Systemdienstleistung von
dritten Unternehmen erbracht werden kann;

b) die Fahrplanabwicklung mit anderen Regelzonen;

c) die Organisation und den Einsatz der Regelenergie entsprechend der Bieterkurve;

d) Messungen von elektrischen GroBen an Schnittstellen seines Elektrizitatsnetzes und
Ubermittlung der Daten an den Bilanzgruppenkoordinator und andere Netzbetreiber;

e) die Ermittlung von Engpéssen in Ubertragungsnetz_c_an sowie die Durchfiihrung von
MaRnahmen zur Vermeidung, Beseitigung und Uberwindung von Engpassen in
Ubertragungsnetzen, weiters die Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit;

f) den Abruf der Erzeugungsanlagen zur Aufbringung von Regelenergie;

g) die Durchfiihrung einer Abgrenzung von Regelenergie zu Ausgleichsenergie nach
transparenten und objektiven Kriterien;

h) den physikalischen Ausgleich zwischen Aufbringung und Bedarf in dem von ihm
abzudeckenden System sicherzustellen;

i) die Verrechnung der Ausgleichsenergie Uber eine zur Ausibung dieser Tétigkeit befugte
Verrechnungsstelle durchzufiihren und dieser sowie den Bilanzgruppenverantwortlichen die
zur Durchfiihrung der Verrechnung erforderlichen Daten zur Verfugung zu stellen, wobei
insbesondere die Kosten fiir Regelenergie und —leistung sowie jene Zahlwerte zu Ubermitteln
sind, die fur die Berechnung der Fahrplanabweichungen und der Abweichung vom Lastprofil
jeder Bilanzgruppe benétigt werden;

j) die Erstellung einer Lastprognose zur Erkennung von Engpéassen;

k) Vertrége Uber  den Datenaustausch mit  anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen sowie den Bilanzgruppenkoordinatoren und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den Marktregeln abzuschlielen;

I) die Benennung des Bilanzgruppenkoordinators und dessen Anzeige an die Behorde;

m) die  Veroffentlichung der in  Anspruch genommenen Primarregelleistung und
Sekundérregelleistung hinsichtlich Dauer und Hohe sowie die Ergebnisse des
Ausschreibungsverfahrens gemal § 48 sowie gem&R § 69 Elektrizitatswirtschafts- und —
organisationsgesetz 2010; die Veroffentlichung der Ergebnisse der Ausschreibungen umfasst
mindestens die Anzahl der abgegebenen Anbote, die Anzahl der Teilnehmer, der maximalen
Leistungspreise (€/MW), den Grenzleistungspreis (€/MW), sowie eine anonymisierte
Ubersicht der Einzelanbote;

n) die Systeme der Datenibermittlung und Auswertung fiir zeitgleich Ubermittelte Daten von
Erzeugungsanlagen gemal § 47 Abs. 5 so zu gestalten und zu betreiben, dass eine Weitergabe
dieser Informationen an Dritte auszuschlieRen ist;

0) ein Gleichbehandlungsprogramm zu erstellen, durch das gewahrleistet wird, dass die
Verpflichtungen gemaR lit. n eingehalten werden;

p) mit der Agentur sowie der Regulierungsbehdrde zusammenzuarbeiten, um die Kompatibilitt
der regional geltenden RegulierungsmaBnahmen und damit die Schaffung eines
Wettbewerbsbinnenmarkts fur Elektrizitat zu gewahrleisten;

q) fir Zwecke der Kapazititsvergabe und der Uberpriifung der Netzsicherheit auf regionaler
Ebene Uber ein oder mehrere integrierte Systeme zu verfiigen, die sich auf einen oder mehrere
Mitgliedstaaten erstrecken;

r) regional und Uberregional die Berechnungen von grenziberschreitenden Kapazitdten und
deren Vergabe gemdR den Vorgaben der Verordnung (EG) Nr.714/2009 (Uber die
Netzzugangsbedingungen fur den grenzuberschreitenden Stromhandel zu koordinieren;

s) MaRRnahmen, die der Markttransparenz dienen, grenztberschreitend abzustimmen;
t) die Vereinheitlichung zum Austausch von Regelenergieprodukten durchzufihren;

u) in Zusammenarbeit mit anderen Regelzonenfiihrern eine regionale Bewertung bzw. Prognose
der Versorgungssicherheit vorzunehmen;
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V) in Zusammenarbeit mit anderen Regelzonenfiihrern unter Austausch der erforderlichen Daten
eine regionale Betriebsplanung durchzufiihren und koordinierte
Netzbetriebssicherheitssysteme zu verwenden;

w) die Vorlage der Regeln fir das Engpassmanagement einschlieBlich der Kapazitatszuweisung
an den grenziberschreitenden Leitungen sowie jede Anderung dieser Regeln zur
Genehmigung an die Regulierungsbehérde;

X) Angebote fiir Regelenergie einzuholen, zu (bernehmen und eine Abrufreihenfolge als
Vorgabe flir den Regelzonenfihrer zu erstellen;

y) besondere MalRnahmen zu ergreifen, wenn keine Anbote fiir Regelenergie vorliegen.

(3) Sofern fir die Vermeidung oder Beseitigung eines Netzengpasses erforderlich, schlielen die
Regelzonenfiihrer in Abstimmung mit den betroffenen Betreibern von Verteilernetzen im erforderlichen
Ausmaf und fir den erforderlichen Zeitraum mit den Erzeugern Vertrdge, wonach diese zu gesicherten
Leistungen (Erhéhung oder Einschrénkung der Erzeugung, Verénderung der Verfigbarkeit von
Erzeugungsanlagen, Vorhaltung von Leistung mit geeigneter Vorlaufzeit) gegen Ersatz der
wirtschaftlichen Nachteile und Kosten, die durch diese Leistungen verursacht werden, verpflichtet sind;
dabei ist Erzeugungsanlagen, in denen erneuerbare Energiequellen eingesetzt werden, der Vorrang zu
geben und sicherzustellen, dass bei Anweisungen gegeniber Betreibern von KWK-Anlagen die
Sicherheit der Fernwérmeversorgung nicht gefahrdet wird. In diesen Vertrdgen kénnen Erzeuger auch zu
gesicherten Leistungen, um zur Vermeidung und Beseitigung von Netzengpédssen in anderen
Ubertragungsnetzen beizutragen, verpflichtet werden. Bei der Bestimmung der Systemnutzungsentgelte
sind den Regelzonenfiihrern die Aufwendungen, die ihnen aus der Erfullung dieser Verpflichtungen
entstehen, anzuerkennen.

§29
Ausuibungsvoraussetzungen fur
Bilanzgruppenkoordinatoren

(1) Der Regelzonenfuhrer hat der Behorde die erfolgte Benennung des Bilanzgruppenkoordinators
anzuzeigen. Erstreckt sich die Tétigkeit eines Regelzonenflhrers iber mehrere Lander, ist die Benennung
allen in ihrem Wirkungsbereich bertihrten Landesregierungen zur Anzeige zu bringen. Liegen die geméaR
Abs. 3 bis 7 nachzuweisenden Voraussetzungen nicht vor, hat die Behorde dies mit Bescheid
festzustellen. Vor der Erlassung eines Bescheides hat die Behdrde mit jenen Landesregierungen das
Einvernehmen herzustellen, in deren Wirkungsbereich die Regelzone liegt.

(2) Wird innerhalb von sechs Monaten nach der Anzeige gemaR Abs. 1 kein Feststellungsbescheid
erlassen, ist der Benannte berechtigt, die Tatigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators auszuiben. Die
Berechtigung zur Austbung der Tétigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators ist abzuerkennen, wenn die
Voraussetzungen gemal Abs. 3 bis 7 nicht mehr vorliegen. Das in Abs. 1 letzter Satz vorgesehene
Verfahren ist anzuwenden.

(3) Von der Tétigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators sind Unternehmen ausgeschlossen, die unter
einem bestimmenden Einfluss von Unternehmen oder einer Gruppe von Unternehmen stehen, die
mindestens eine der Funktionen der kommerziellen Erzeugung, Ubertragung, Verteilung oder Versorgung
mit Elektrizitat wahrnehmen.

(4) Die Tatigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators darf Uberdies nur ausgelbt werden, wenn
sichergestellt ist, dass

a) der Bilanzgruppenkoordinator die ihm gemaR § 30 zur Besorgung zugewiesenen Aufgaben in
sicherer und kostengunstiger Weise zu erfillen vermag;

b) Personen, die eine qualifizierte Beteiligung am Bilanzgruppenkoordinator halten, den im
Interesse einer soliden und umsichtigen Fuhrung des Unternehmens zu stellenden Anspriichen
genligen;

c) bei keinem der Vorstdnde des Bilanzgruppenkoordinators ein Ausschliefungsgrund im Sinne
des § 13 Abs. 1 bis 6 der Gewerbeordnung 1994 vorliegt;

d) der Vorstand auf Grund seiner Vorbildung fachlich geeignet ist und die fur den Betrieb des
Unternehmens erforderlichen Eigenschaften und Erfahrungen hat;

e) mindestens ein Vorstand den Mittelpunkt seiner Lebensinteressen in Osterreich oder einem
Vertragsstaat des Abkommens tiber den Européischen Wirtschaftsraum hat;

f) kein Vorstand einen anderen Hauptberuf auBerhalb des Bilanzgruppenkoordinators ausubt, der
geeignet ist, Interessenkonflikte hervorzurufen;
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g) der Sitz und die Hauptverwaltung des Bilanzgruppenkoordinators im Inland oder einem
Vertragsstaat des Abkommens dber den Europdischen Wirtschaftsraum liegt und der
Bilanzgruppenkoordinator tber eine seinen Aufgaben entsprechende Ausstattung verflgt;

h) das zur Verfugung stehende Abwicklungssystem den Anforderungen eines zeitgemélRen
Abrechnungssystems geniigt;

i) die Neutralitdt, Unabh&ngigkeit und die Datenvertraulichkeit gegenuber den Markt-
teilnehmern gewahrleistet sind.

(5) Eine im Sinne des Abs. 4 lit. a kostenglinstige Besorgung der Aufgaben ist jedenfalls dann
anzunehmen, wenn bei der Ermittlung der Kostenbasis fiir die Verrechnungsstelle die flir die Bestimmung
der Systemnutzungsentgelte anzuwendenden Verfahren und Grundsétze zu Grunde gelegt werden.

(6) Die fachliche Eignung des Vorstandes im Sinne des Abs. 4 lit. d setzt voraus, dass dieser in
ausreichendem Mafe theoretische und praktische Kenntnisse in der Abrechnung von Ausgleichsenergie
sowie Leitungserfahrung hat. Die fachliche Eignung zur Leitung einer Verrechnungsstelle ist
anzunehmen, wenn eine zumindest dreijdhrige Tatigkeit auf dem Gebiet der Tarifierung oder des
Rechnungswesens nachgewiesen wird.

(7) In den Féllen, in denen

a) keine Anzeige eines Bilanzgruppenkoordinators geméal Abs. 1 erfolgt ist,
b) die Behorde einen Feststellungsbescheid gemal Abs. 1 erlassen hat oder

c) die Berechtigung zur Ausibung der Tatigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators aberkannt
worden ist,

hat die Behdrde von Amts wegen eine geeignete Person unter Beriicksichtigung der in den Abs. 3 bis 6
festgelegten Voraussetzungen auszuwahlen und mit Bescheid zu verpflichten, die Aufgaben eines
Bilanzgruppenkoordinators vorlaufig zu tbernehmen. Abs. 1 letzter Satz ist anzuwenden.

(8) Die Behorde hat die Entscheidung geméaR Abs. 7 aufzuheben, sobald vom Regelzonenfiihrer ein
geeigneter Bilanzgruppenkoordinator benannt wird. Vor der Aufhebung der Entscheidung ist Abs. 1
letzter Satz anzuwenden.

§30
Aufgaben des Bilanzgruppenkoordinators

(1) Der Bilanzgruppenkoordinator hat folgende Aufgaben:
a) die Vergabe von Identifikationsnummern der Bilanzgruppen;
b) die Bereitstellung von Schnittstellen im Bereich der Informationstechnologie;
¢) die Verwaltung der Fahrplane zwischen Bilanzgruppen;

d) die Ubernahme der von den Netzbetreibern in vorgegebener Form iibermittelten Messdaten,
deren Auswertung und Weitergabe an die betroffenen Marktteilnehmer und anderen
Bilanzgruppenverantwortlichen entsprechend den in den Vertragen enthaltenen VVorgaben;

e) die Ubernahme von Fahrplanen der Bilanzgruppenverantwortlichen und die Weitergabe an die
betroffenen Marktteilnehmer (andere Bilanzgruppenverantwortliche) entsprechend den in den
Vertrégen enthaltenen VVorgaben;

f) die Bonitatspriifung der Bilanzgruppenverantwortlichen;

g) die Mitarbeit bei der Ausarbeitung und Adaptierung von Regelungen im Bereich
Kundenwechsel, Abwicklung und Abrechnung;

h) die Abrechnung und organisatorische Manahmen bei Auflésung von Bilanzgruppen;

i) die Aufteilung und Zuweisung der sich auf Grund der Verwendung von standardisierten
Lastprofilen ergebenden Differenz auf die am Netz eines Netzbetreibers angeschlossenen
Marktteilnehmer nach Vorliegen der Messwerte nach transparenten Kriterien;

j) die Verrechnung der Clearinggebiihren an die Bilanzgruppenverantwortlichen;
k) die Berechnung und Zuordnung der Ausgleichsenergie;
1) der Abschluss von Vertrédgen
1. mit  Bilanzgruppenverantwortlichen, anderen Regelzonenfiihrern,  Netzbetreibern und
Stromlieferanten (Erzeugern und Handlern),
2. mit Einrichtungen zum Zwecke des Datenaustausches zur Erstellung eines Indexes,

3. mit Strombdérsen und Lieferanten (Erzeugern und Stromhéndlern) ber die Weitergabe von
Informationen und personenbezogenen Daten.
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(2) Im Rahmen der Berechnung und Zuordnung von Ausgleichsenergie sind vom
Bilanzgruppenkoordinator — sofern nicht besondere Regelungen im Rahmen von Vertrdgen gemafi § 113
Abs. 2 des Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetzes 2010 bestehen — jedenfalls

a) die Differenz von Fahrplanen zu Messdaten zu ubernehmen und daraus Ausgleichsenergie zu
ermitteln, zuzuordnen und zu verrechnen;

b) die Preise fur Ausgleichsenergie entsprechend dem im § 10 des Verrechnungsstellengesetzes
beschriebenen Verfahren zu ermitteln und in geeigneter Form standig zu verdffentlichen;

c) die Entgelte fur Ausgleichsenergie zu berechnen und den Bilanzgruppenverantwortlichen und
Regelzonenfiihrern mitzuteilen;

d) die verwendeten standardisierten Lastprofile zu verzeichnen, zu archivieren und in geeigneter
Form zu verdffentlichen;

e) den Marktteilnehmern Informationen uber die zur Sicherung eines transparenten und
diskriminierungsfreien und moglichst liquiden Regelenergiemarktes erforderlichen
MaRnahmen zu gewahren (Abs. 3).

(3) Zu den Informationen gemaBR Abs. 2 lit. e zdhlt die Veroffentlichung der in Anspruch
genommenen Primérregelleistung und Sekundarregelleistung hinsichtlich der Dauer und der Héhe sowie
der Ergebnisse des Ausschreibungsverfahrens gemaR 8§ 48 dieses Gesetzes sowie gemdll § 69 des
Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetzes 2010.

3. Abschnitt:

Betrieb von Ubertragungsnetzen
§31
Netzentwicklungsplan

(1) Die Ubertragungsnetzbetreiber haben der Regulierungsbehdrde unter Beriicksichtigung der
Abs. 2 bis 6 jedes Jahr einen zehnjihrigen Netzentwicklungsplan fiir das Ubertragungsnetz zur
Genehmigung vorzulegen, der sich auf die aktuelle Lage und die Prognosen im Bereich von Angebot und
Nachfrage stitzt.

(2) Zweck des Netznutzungsplans ist es insbesondere,

a) den Marktteilnehmern ~ Angaben  darUber  zu liefern,  welche  wichtigen
Ubertragungsinfrastrukturen in den néchsten zehn Jahren errichtet oder ausgebaut werden
mussen;

b) alle bereits beschlossenen Investitionen aufzulisten und die neuen Investitionen zu bestimmen,
die in den néchsten drei Jahren durchgefiihrt werden massen, und

c) einen Zeitplan fur alle Investitionsprojekte vorzugeben.

(3) Ziel des Netzentwicklungsplans ist es insbesondere,
a) der Deckung der Nachfrage an Leitungskapazitaten zur VVersorgung der Endverbraucher unter
Beriicksichtigung von Notfallszenarien,
b) der Erzielung eines hohen Males an Verfugbarkeit der Leitungskapazitat
(Versorgungssicherheit der Infrastruktur), und

¢) der Nachfrage nach Leitungskapazitaten zur Erreichung eines européischen Binnenmarktes
nachzukommen.

(4) Bei der Erarbeitung des Netzentwicklungsplans hat der Ubertragungsnetzbetreiber angemessene
Annahmen (ber die Entwicklung der Erzeugung, der Versorgung, des Verbrauchs und des
Stromaustauschs mit anderen Staaten unter Berlicksichtigung der Investitionsplane fur regionale Netze
gemal Art. 12 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 uber den grenziiberschreitenden Stromhandel (§ 73
Abs. 4 lit. a) und fir unionsweite Netze gemall Art. 8 Abs. 3 lit. b der Verordnung (EG) Nr. 714/2009
zugrunde zu legen. Der Netzentwicklungsplan hat wirksame MalRnahmen zur Gewahrleistung der
Angemessenheit des Netzes und der Erzielung eines hohen Males an Verfugbarkeit der Leitungskapazitat
(Versorgungssicherheit der Infrastruktur) zu enthalten.

(5) Der Ubertragungsnetzbetreiber hat bei der Erstellung des Netzentwicklungsplanes die
technischen und wirtschaftlichen ZweckmaRigkeiten, die Interessen aller Marktteilnehmer sowie die
Kohérenz mit dem unionsweiten Netzentwicklungsplan zu berlcksichtigen und auf die im Sinne des § 2
lit. g verfolgten Ziele des Schutzes der Bevolkerung und der Umwelt in Kérnten vor Geféhrdungen und
unzumutbaren Beléstigungen sowie auf die im Sinne des § 7 Abs. 2 lit. g abschatzbaren Geféahrdungen,
Belastigungen und sonstigen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt und Eigentum Bedacht zu
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nehmen. Vor der Einbringung des Antrags auf Genehmigung des Netzentwicklungsplans hat der
Ubertragungsnetzbetreiber alle relevanten Marktteilnehmer zu konsultieren.

(6) In der Begriindung des Antrags auf Genehmigung des Netzentwicklungsplans haben die
Ubertragungsnetzbetreiber, insbesondere bei konkurrierenden Vorhaben zur Errichtung, Erweiterung,
Anderung oder dem Betrieb von Leitungsanlagen, die technischen und wirtschaftlichen Griinde fir die
Befilirwortung oder Ablehnung einzelner Vorhaben darzustellen und die Beseitigung von Netzengpéssen
anzustreben.

§32
Pflichten der Betreiber von
Ubertragungsnetzen

(1) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen haben zusitzlich zu den im 1. Abschnitt festgelegten
Pflichten fur Netzbetreiber

a) das von ihnen betriebene System sicher, zuverlassig, leistungsfahig und unter Bedachtnahme
auf den Umweltschutz zu betreiben und zu erhalten;

b) die zum Betrieb des Systems erforderlichen technischen Voraussetzungen sicherzustellen;

c) die zur Durchfihrung der Verrechnung und Dateniibermittlung nach 8§28 Abs. 2 lit.i
erforderlichen vertraglichen MaRnahmen vorzusehen;

d) dem Betreiber eines anderen Netzes, mit dem sein eigenes Netz verbunden ist, ausreichende
Informationen zu liefern, um den sicheren und leistungsfahigen Betrieb, den koordinierten
Ausbau und die Interoperabilitat des Verbundsystems sicherzustellen;

e) die genehmigten Allgemeinen Bedingungen und die gemal 8851 ff des
Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetzes 2010 bestimmten Systemnutzungsentgelte
in geeigneter Form zu verdffentlichen;

f) Vertrage tber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen sowie den Bilanzgruppenkoordinatoren und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den Marktregeln abzuschlief3en;

g) auf lange Sicht die Fahigkeit des Netzes zur Befriedigung einer angemessenen Nachfrage nach
Ubertragung von Elektrizitdt langfristig sicherzustellen und unter wirtschaftlichen
Bedingungen und unter gebiihrender Beachtung des Umweltschutzes sichere, zuverldssige und
leistungsfihige Ubertragungsnetze zu betreiben, zu warten und auszubauen;

h) durch entsprechende Ubertragungskapazitat und Zuverlassigkeit des Netzes einen Beitrag zur
Versorgungssicherheit zu leisten;

i) sich jeglicher Diskriminierung von Netzbenutzern oder Kategorien von Netzbenutzern,
inshesondere zu Gunsten der mit ihm verbundenen Unternehmen, zu enthalten;

j) den Netzbenutzern die Informationen zur Verfugung zu stellen, die sie fur einen effizienten
Netzzugang benétigen;

k) Engpésse im Netz zu ermitteln und MalBnahmen zu setzen, um Engpésse zu vermeiden oder zu
beseitigen sowie die Versorgungssicherheit aufrechtzuerhalten;

1) die Zurverfugungstellung der zur Erfillung der Dienstleistungsverpflichtungen erforderlichen
Mittel zu gewdhrleisten;

m) unter der Aufsicht der nationalen Regulierungsbehérden Engpasserlése und Zahlungen im
Rahmen des Ausgleichsmechanismus zwischen Ubertragungsnetzbetreibern gemaR Art. 13 der
Verordnung (EG) Nr. 714/2009 uber den grenziiberschreitenden Stromhandel (8 73 Abs. 4
lit. a) einzunehmen, Dritten Zugang zu gewahren und deren Zugang zu regeln sowie bei
Verweigerung des Zugangs begriindete Erklarungen abzugeben;

n) die Ubertragung von Elektrizitat durch das Netz unter Beriicksichtigung des Austauschs mit
anderen Verbundnetzen zu regeln;

0) ein sicheres, zuverlassiges und effizientes Elektrizitatsnetz zu unterhalten;

p) einen Netzentwicklungsplan gemédR 8§31 zu erstellen und zur Genehmigung bei der
Regulierungsbehdrde einzureichen;

q) der Regulierungsbehdrde jéhrlich schriftlich Bericht dartiber zu legen, welche MaRnahmen sie
zur Wahrnehmung ihrer im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 und sonstiger
unmittelbar anwendbarer unionsrechtlicher Bestimmungen auferlegten
Transparenzverpflichtungen gesetzt haben;
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r) der Regulierungsbehdrde jahrlich schriftlich Bericht darlber zu legen, welche MalRnahmen sie
zur Wahrnehmung ihrer im Rahmen der Elektrizitatsbinnenmarkt-richtlinie und sonstiger
unmittelbar anwendbarer unionsrechtlicher Bestimmungen auferlegten Verpflichtungen zur
technischen Zusammenarbeit mit Ubertragungsnetzbetreibern der Europdischen Union und
Drittstaaten gesetzt haben;

s)die ENTSO (Strom) bei der Erstellung des unionsweiten Netzentwicklungsplans zu
unterstitzen;

t) eine besondere Bilanzgruppe fur die Ermittlung der Netzverluste zu errichten, die nur die
dafiir notwendigen Kriterien einer Bilanzgruppe zu erfiillen hat;

u) Energie, die zur Deckung von Energieverlusten und Kapazitétsreserven im Ubertragungsnetz
verwendet wird, nach transparenten und marktorientierten Verfahren zu beschaffen.

(2) Sofern fir die Netzengpassbeseitigung oder Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit gemaf
Abs. 1 lit. k dennoch Leistungen der Erzeuger (Erhéhung oder Einschrénkung der Erzeugung sowie
Verdnderung der Verfligbarkeit von Erzeugungsanlagen) erforderlich sind, ist dies vom
Ubertragungsnetzbetreiber unter Bekanntgabe aller notwendigen Daten unverziiglich dem
Regelzonenfihrer zu melden, der erforderlichenfalls weitere Anordnungen zu treffen hat (8 28 Abs. 2
lit. e und Abs. 3).

(3) Bei der Austbung der Aufgaben gemaR Abs. 1 lit. m im Rahmen der gemal Art. 13 der
Verordnung (EG) Nr. 714/2009 festgelegten Aufgaben haben die Ubertragungsnetzbetreiber in erster
Linie die Marktintegration zu erleichtern. Engpasserlose sind fiir die in Art. 16 Abs. 6 der Verordnung
(EG) Nr. 714/2009 genannten Zwecke zu verwenden.

(4) Abs. 1 lit. o umfasst die Verpflichtung, zur Bereitstellung aller notwendigen Hilfsdienste,
einschlieBlich jener, die zur Befriedigung der Nachfrage erforderlich sind, zu gewahrleisten, sofern diese
Bereitstellung unabhangig von jedwedem anderen Ubertragungsnetz ist, mit dem das Netz einen Verbund
bildet, und MaRnahmen fiir den Wiederaufoau nach GroRstérungen des Ubertragungsnetzes zu planen
und zu koordinieren, indem er vertragliche Vereinbarungen im technisch notwendigen Ausmaf3 sowohl
mit direkt als auch indirekt angeschlossenen Kraftwerksbetreibern abschlielt, um die notwendige
Schwarzstart- und  Inselbetriebsfahigkeit ausschlieRlich durch die  Ubertragungsnetzbetreiber
sicherzustellen;

(5) Der Bericht gemdB Abs. 1 lit. q hat insbesondere eine Spezifikation der verdffentlichten
Informationen und die Art der Verdffentlichung (z. B. Internetadressen, Zeitpunkte und Haufigkeit der
Verdffentlichung sowie qualitative oder quantitative Beurteilung der Datenzuverldssigkeit der
Verdffentlichung) zu enthalten.

(6) Der Bericht gemaR Abs. 1 lit. r hat insbesondere auf die mit den Ubertragungsnetzbetreibern
vereinbarten Prozesse und MaBnahmen hinsichtlich staatentbergreifender Netzplanung und —betrieb
sowie auf vereinbarte Daten fur die Uberwachung dieser Prozesse und MaRnahmen einzugehen.

(7)  Wirkt ein  Ubertragungsnetzbetreiber, der  Teil eines vertikal integrierten
Elektrizitatsunternehmens ist, an einem zur Umsetzung der regionalen Zusammenarbeit geschaffenen
gemeinsamen  Unternehmen mit, ist dieses gemeinsame Unternehmen verpflichtet, ein
Gleichbehandlungsprogramm aufzustellen und es durchzufiihren. Darin sind die Malinahmen anzuftihren,
mit denen sichergestellt wird, dass diskriminierende und wettbewerbswidrige MalRnahmen
ausgeschlossen werden. In diesem MalRnahmenprogramm ist festzulegen, welche besonderen Pflichten
die Mitarbeiter im Hinblick auf die Erreichung des Ziels der Vermeidung diskriminierenden und
wettbewerbswidrigen Verhaltens haben. Das Programm bedarf der Genehmigung durch die Agentur. Die
Einhaltung des Programms ist durch die Gleichbehandlungsbeauftragten des Ubertragungsnetzbetreibers
zu kontrollieren.

4. Abschnitt:

Betrieb von Verteilernetzen
8§33
Konzessionserfordernis flr Verteilernetze

Der Betrieb eines Verteilernetzes innerhalb eines bestimmten Gebietes des Landes Karnten bedarf einer
Konzession.
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§34
Voraussetzungen fur die Erteilung
der Konzession

(1) Die Konzession darf nur erteilt werden, wenn

a) fiir das vorgesehene Gebiet keine Konzession besteht;

b) die vorhandenen oder geplanten Anlagen eine kostenglnstige, ausreichende, dauerhafte,
sichere und qualitativ hochstehende Elektrizitatsversorgung erwarten lassen;

c) die offentlichen Interessen an der Aufrechterhaltung der Elektrizitatsversorgung
(Anschlusspflicht sowie Versorgungssicherheit) nicht beeintrachtigt werden;

d) erwartet werden kann, dass der Konzessionswerber wirtschaftlich in der Lage sein wird, die
erforderlichen Anlagen zu errichten, zu betreiben und zu erhalten;

e) erwartet werden kann, dass der Konzessionswerber in der Lage sein wird, seine im 1.
Abschnitt festgelegten Verpflichtungen zu erfillen, und

f) bei einem Netz, an das mehr als 100.000 Kunden angeschlossen sind, der Konzessionswerber,
der zu einem vertikal integrierten Unternehmen gehort, zumindest in seiner Rechtsform,
Organisation und Entscheidungsgewalt unabhéngig von den brigen Tatigkeitsbereichen ist,
die nicht mit der Verteilung zusammenhéngen.

(2) Zur Sicherstellung der Unabhédngigkeit im Sinne des Abs. 1 lit. f muss in einem vertikal
integrierten Elektrizitatsunternehmen gewdahrleistet sein, dass

a) die flr die Leitung des Verteilernetzbetreibers zustdndigen Personen nicht betrieblichen
Einrichtungen des integrierten Elektrizitatsunternehmens angehdren, die direkt oder indirekt
flr den laufenden Betrieb in den Bereichen Elektrizitatserzeugung und —versorgung zusténdig
sind,;

b) die berufsbedingten Interessen der flr die Leitung des Verteilernetzbetreibers zustandigen
Personen (Gesellschaftsorgane) in einer Weise beriicksichtigt werden, dass deren
Handlungsunabhéngigkeit gewahrleistet ist, wobei insbesondere die Grinde fiir die
Abberufung eines Gesellschaftsorgans des Verteilernetzbetreibers in der Gesellschaftssatzung
des Verteilernetzbetreibers klar zu umschreiben sind;

c) der Verteilernetzbetreiber ber die zur Erfillung seiner Aufgabe erforderlichen Ressourcen
einschlieBlich der personellen, technischen, materiellen und finanziellen Mittel verflgt, die fur
den Betrieb, die Wartung oder den Ausbhau des Netzes erforderlich sind und gewahrleistet ist,
dass der Verteilernetzbetreiber Uber die Verwendung dieser Mittel unabhéngig von den
Ubrigen Bereichen des integrierten Unternehmens entscheiden kann;

d) der Verteilernetzbetreiber ein Gleichbehandlungsprogramm aufstellt, aus dem hervorgeht,
welche MaBnahmen zum Ausschluss diskriminierenden Verhaltens gegeniiber den
Netzzugangsberechtigten getroffen wurden;

e) MaRnahmen vorgesehen sind, durch die eine ausreichende Uberwachung der Einhaltung
dieses Programms, insbesondere durch Dokumentation der Beschwerdefélle und Bestellung
eines daflir verantwortlichen Gleichbehandlungsbeauftragten, gewahrleistet wird und
festgelegt wird, welche Pflichten die Mitarbeiter zur Erreichung dieses Ziels haben;

f) dem Aufsichtsrat eines Verteilernetzbetreibers mindestens zwei Mitglieder angehoren, die von
der Muttergesellschaft unabhéngig sind.

(3) Abs. 2 lit. a steht der Einrichtung von Koordinierungsmechanismen nicht entgegen, durch die
sichergestellt wird, dass die wirtschaftlichen Befugnisse des Mutterunternehmens und seine
Aufsichtsrechte tber das Management im Hinblick auf die Rentabilitdt eines Tochterunternehmens
geschiitzt werden. Insbesondere ist zu gewdhrleisten, dass ein Mutterunternehmen den jahrlichen
Finanzplan oder ein gleichwertiges Instrument des Verteilernetzbetreibers genehmigt und generelle
Grenzen fir die Verschuldung eines Tochterunternehmens festlegt. Weisungen beziiglich des laufenden
Betriebs oder einzelner Entscheidungen uber den Bau oder die Modernisierung von Verteilerleitungen,
die Uber den Rahmen des genehmigten Finanzplans oder eines gleichwertigen Instruments nicht
hinausgehen, sind unzul&ssig.

(4) Die Erteilung einer Konzession setzt voraus, dass der Konzessionswerber,
a) sofern es sich um eine natirliche Person handelt,
1. die volle Geschaftsfahigkeit besitzt,
2. die fur die Ausubung der Konzession erforderliche Zuverlassigkeit besitzt,
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3. die Osterreichische Staatsbirgerschaft oder die Staatsangehérigkeit eines Vertragsstaates des
Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum besitzt,

4. seinen Wohnsitz im Inland oder in einem Vertragsstaat des Abkommens ber den Europdischen
Wirtschaftsraum und

5. nicht von der Auslibung eines Gewerbes nach 8 13 der Gewerbeordnung 1994

auszuschlieRen waére;
b) sofern es sich um eine juristische Person oder um eine eingetragene Personengesellschaft
handelt,
1. seinen Sitz im Inland oder in einem Vertragsstaat des Abkommens (ber den Europdischen
Wirtschaftsraum hat und

2. aus dem Kreis der vertretungsbefugten Organe einen oder mehrere Geschéaftsfihrer (& 39), von
denen keiner nach 813 der Gewerbeordnung 1994 von der Ausibung des Gewerbes
auszuschlieRen wére,

bestellt hat.

(5) Von den Erfordernissen nach Abs. 4 lit.a Z3 und lit.b Z1 darf die Behorde Nachsicht
gewéhren, wenn mit der Versagung der Konzession volkswirtschaftliche Nachteile, inshesondere
hinsichtlich der Versorgung des Landes mit Elektrizitat, zu erwarten wéren.

(6) Das Erfordernis nach Abs. 4 lit. a Z 4 entfallt, wenn ein oder mehrere Geschéftsfuhrer (8 38)
bestellt sind.

835
Konzessionsverfahren fur Verteilernetze

(1) Die Erteilung der Konzession hat der Konzessionswerber bei der Behdrde schriftlich zu
beantragen. Dem Antrag sind die erforderlichen Unterlagen anzuschlieRen, aus denen zu ersehen ist, ob
die in § 34 festgelegten Voraussetzungen vorliegen. Weiters sind ein Plan des vom Verteilernetz des
Konzessionswerbers abgedeckten Gebietes sowie eine Beschreibung Uber Art und Umfang der
Versorgung in zweifacher Ausfertigung anzuschlieen. Im Falle des § 34 Abs. 1 lit. f sind auch ein
Gleichbehandlungsprogramm sowie eine Darstellung der zur Uberwachung geplanten MaRnahmen geméaR
§ 34 Abs. 2 lit. d und e anzuschlieRen.

(2) Die Behorde hat vor der Erteilung der Konzession Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb
einer angemessen festzusetzenden Frist zu geben:

a) der Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fur Karnten;

b) der Wirtschaftskammer Kérnten;

¢) der Kammer fur Land- und Forstwirtschaft in Kérnten;

d) der Landarbeiterkammer flr Kéarnten und

e) den Gemeinden, die in dem vom Verteilernetz des Konzessionswerbers abgedeckten Gebiet

liegen.
§ 36
Erteilung der Konzession flr Verteilernetze

(1) Die Behorde hat Uber einen Antrag auf Erteilung der Konzession mit schriftlichem Bescheid zu
entscheiden.

(2) Die Konzession ist unter Bedingungen, mit Beschrankungen oder mit Auflagen zu erteilen, wenn
die in § 34 festgelegten Erfordernisse nur bei Erfullung dieser Bedingungen und bei Einhaltung dieser
Beschrankungen und Auflagen gewéhrleistet sind. Insbesondere ist im Falle des § 34 Abs. 1 lit. f
sicherzustellen, dass der Verteilernetzbetreiber hinsichtlich seiner Organisation und Entscheidungsgewalt
unabhéngig von den Tatigkeitsbereichen eines vertikal integrierten Unternehmens ist, die nicht mit der
Verteilung zusammenhéngen.

(3) Die Konzession darf befristet erteilt werden, wenn die in § 34 festgelegten Erfordernisse nicht
auf Dauer gewahrleistet sind.

(4) Im Bescheid Uber die Erteilung der Konzession ist eine Frist festzusetzen, innerhalb der der
Betrieb des Verteilernetzes aufzunehmen ist. Diese Frist darf nicht kirzer als sechs Monate und nicht
langer als drei Jahre sein. Die Frist ist auf Antrag des Konzessionsinhabers zu verlangern, wenn vom
Konzessionsinhaber nicht verschuldete Umstande der fristgerechten Aufnahme des Betriebes
entgegenstehen.
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§37
Pachter

(1) Der Betreiber eines Verteilernetzes darf die Ausiibung der Konzession einer Person Ubertragen,
die sie auf eigene Rechnung und im eigenen Namen ausiibt (Pachter). Der Péchter ist der Behdrde
gegentber fir die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes verantwortlich.

(2) Der Péchter muss die fir die Erteilung der Konzession nach § 34 Abs. 1 lit. d bis f sowie Abs. 4
festgelegten Voraussetzungen erfiillen.

(3) Die Ubertragung der Ausiibung der Konzession auf einen Pachter bedarf der Genehmigung der
Behdrde. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Pachter die Voraussetzungen nach Abs. 2 erfiillt.
Die Bewilligung ist zu widerrufen, wenn eine dieser Voraussetzungen weggefallen ist. Der Betreiber
eines Verteilernetzes hat den Wegfall einer dieser Voraussetzungen sowie das Ende des
Pachtverhéltnisses der Behorde schriftlich anzuzeigen.

§ 38
Geschéaftsfuihrer

(1) Soweit sich nicht aus 8§ 34 Abs.4 lit. B Z 2 eine Verpflichtung dazu ergibt, steht es dem
Verteilernetzbetreiber oder Pachter frei, fiur die Ausibung des Rechtes zum Netzbetrieb einen oder
mehrere Geschaftsfihrer zu bestellen. Diese sind der Behorde gegeniiber an Stelle des Netzbetreibers
oder des Pachters fiir die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes verantwortlich. Wenn mehrere
Geschéftsfihrer bestellt werden und jedem ein klar abgegrenzter Aufgabenbereich zugewiesen wird, trégt
jeder Geschaftsfiihrer lediglich flr seinen Aufgabenbereich die Verantwortung. Der Netzbetreiber oder
Pachter bleibt insoweit verantwortlich, als er Rechtsverletzungen eines Geschaftsfiihrers wissentlich
duldet oder es bei der Auswahl des Geschaftsfuhrers an der erforderlichen Sorgfalt fehlen hat lassen.

(2) Die Bestellung eines Geschéaftsfihrers bedarf der Genehmigung der Behdrde. Diese ist zu
erteilen, wenn der Geschaftsfuhrer
a) die gemal 8§34 Abs. 4 lit. a erforderlichen personlichen Voraussetzungen erfullt sowie
fachlich beféhigt und auch tatsachlich in der Lage ist, die mit dieser Funktion verbundenen
Aufgaben wahrzunehmen;

b) seiner Bestellung nachweislich zugestimmt hat und
C) Uber eine seiner Verantwortung entsprechende Anordnungsbefugnis verfiigt.

(3) Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn der Geschaftsfiihrer die Voraussetzungen nach Abs. 2
nicht mehr erfillt. Der Netzbetreiber oder Pachter hat den Wegfall dieser Voraussetzungen sowie das
Ausscheiden eines Geschaftsfuhrers aus seiner Funktion unverzuglich der Behorde anzuzeigen.

(4) Besteht nach § 34 Abs. 4 lit. b Z 2 eine Verpflichtung zur Bestellung eines Geschéafts-fuhrers, so
hat der Netzbetreiber oder der Péachter unverziglich, langstens jedoch innerhalb eines Monats, nachdem
der Geschaftsfuhrer aus seiner Funktion ausgeschieden oder die Genehmigung seiner Bestellung
widerrufen worden ist, eine andere geeignete Person zum Geschaftsfihrer zu bestellen und dafir die
Genehmigung der Behdrde zu beantragen.

8§39
Vertikal integrierte Unternehmen

(1) Die Behorde hat sicherzustellen, dass ein Verteilernetzbetreiber, der Teil eines vertikal
integrierten Unternehmens ist (§ 34 Abs. 1 lit. f), diesen Umstand nicht zur Verzerrung des Wetthewerbs
nutzen kann. Durch die Malinahmen gemaR Abs. 2 und 3 ist zu gewahrleisten, dass vertikal integrierte
Verteilernetzbetreiber in ihrer Kommunikations- und Markenpolitik dafiir Sorge tragen, dass eine
Verwechslung in Bezug auf die eigene Identitat der Versorgungssparte des vertikal integrierten
Unternehmens ausgeschlossen ist. Der Name des Verteilernetzbetreibers hat jedenfalls einen Hinweis auf
die Verteilertétigkeit zu enthalten.

(2) Der Gleichbehandlungsheauftragte des Verteilernetzbetreibers ist in Auslibung seiner Aufgaben
weisungsfrei und unabhdngig. Er kann nur nach vorheriger Zustimmung der Behorde abberufen werden.

(3) Dem Gleichbehandlungsbeauftragten ist Zugang zu allen einschldgigen personenbezogenen
Daten sowie allen Informationen zu gewdhren, Uber die der Verteilernetzbetreiber und etwaige
verbundene Unternehmen verfigen und die der Gleichbehandlungsbeauftragte benétigt, um seine
Aufgaben zu erfillen. Ihm ist Zugang zu Geschéftsradumen des Verteilernetzbetreibers zu gewahren.

(4) Die Behorde hat allfallige VerstéRe von Verteilerunternehmen gegen 8§ 34 sowie gegen die
Abs. 1 bis 3 unverziglich der Regulierungsbehdrde mitzuteilen.
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840
Enden der Konzession flr den Betrieb
eines Verteilernetzes

(1) Die Konzession fur den Betrieb eines Verteilernetzes endet

a) durch Auflésung oder Untergang des Konzessionsinhabers — ausgenommen die Ubertragung
von Unternehmen oder Teilunternehmen durch Umgriindung (Abs. 2) —, sofern es sich um
eine juristische Person oder um eine eingetragene Personengesellschaft handelt;

b) durch den Tod des Konzessionsinhabers, sofern es sich um eine nattrliche Person handelt;

¢) durch die Zurlicklegung der Konzession durch den Konzessionsinhaber;

d) durch die Entziehung der Konzession durch die Behorde;

e) durch die SchlieBung des Unternehmens im Rahmen eines Insolvenzverfahrens oder wenn das
Insolvenzverfahren mangels kostendeckenden Vermogens rechtskraftig nicht eréffnet oder
aufgehoben wurde, oder

f) durch die génzliche oder teilweise Untersagung des Betriebes eines Verteilernetzes nach § 41
Abs. 3 in dem Umfang, in dem der Betrieb untersagt wird.

(2) Bei der Ubertragung von Unternehmen oder Teilunternehmen durch Umgriindung, insbesondere
durch Verschmelzung, Umwandlung, Einbringung, Zusammenschluss, Spaltung oder Realteilung, gehen
die zur Fortflhrung des Betriebes des Verteilernetzes erforderlichen Konzessionen auf das
Nachfolgeunternehmen (Rechtsnachfolger) ber. Die bloRe Umgriindung bildet keinen Grund fir die
Entziehung der Konzession. Das Nachfolgeunternehmen hat der Behérde den Ubergang unter Anschluss
eines Firmenbuchauszuges und der zur Herbeifihrung der Eintragung im Firmenbuch eingereichten
Unterlagen in Abschrift innerhalb von sechs Monaten nach der Eintragung im Firmenbuch anzuzeigen.

(3) Der Konzessionsinhaber hat die Zurlicklegung der Konzession der Behdrde anzuzeigen; sie wird
mit dem in der Anzeige angegebenen Tag wirksam, friihestens jedoch sechs Monate nachdem die
Anzeige bei der Behorde eingelangt ist.

(4) Die Behorde hat die Konzession zu entziehen, wenn

a) der Betrieb des Verteilernetzes nicht innerhalb der nach 836 Abs.4 festgesetzten,
gegebenenfalls innerhalb der verlangerten Frist, aufgenommen wird;

b) der Betrieb des Verteilernetzes ohne ausreichenden Grund durch mehr als sechs Monate
unterbrochen oder eingestellt wird,;

c) die fur die Erteilung der Konzession erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr vorliegen
oder

d) der Konzessionsinhaber wiederholt wegen Verwaltungstbertretungen nach diesem Gesetz
oder dem Okostromgesetz 2012 rechtskraftig bestraft worden ist und die Entziehung im
Hinblick auf die Verwaltungsubertretungen nicht unverhaltnismagig ist.

(5) Die Behorde darf die Konzession nach vorheriger Androhung entziehen, wenn der
Konzessionsinhaber

a) seiner Verpflichtung, Allgemeine Bedingungen festzulegen (8 24) oder die dafiir erforderliche
Genehmigung einzuholen, nicht nachkommt;

b) seiner Verpflichtung, einen Geschaftsfiuhrer zu bestellen (§ 34 Abs. 4 lit. b Z 2) oder die dafiir
erforderliche Genehmigung einzuholen (8§ 38 Abs. 2), nicht nachkommt;

c) seiner Verpflichtung zur Bestellung eines Betriebsleiters (§ 44) nicht nachkommt oder
d) die Austibung der Konzession einer anderen Person ohne Genehmigung Ubertragen hat oder
trotz Widerrufs der Genehmigung die Ubertragung aufrechterhalt.
§41
Malinahmen zur Sicherung der
Elektrizitatsversorgung

(1) Kommt der Betreiber eines Verteilernetzes seinen Verpflichtungen nach diesem Gesetz nicht
nach, hat ihm die Behorde mit schriftlichem Bescheid aufzutragen, die hindernden Umstéande innerhalb
einer angemessen festzusetzenden Frist zu beseitigen.

(2) Soweit dies zur Beseitigung einer Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder
zur Abwehr schwerer volkswirtschaftlicher Schéden erforderlich ist, hat die Behdrde einen anderen
geeigneten Netzbetreiber zur voriibergehenden Erfullung der Aufgaben des Netzbetreibers ganz oder
teilweise mit schriftlichem Bescheid heranzuziehen (Einweisung).
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(3) Die Behorde hat den Netzbetrieb ganz oder teilweise zu untersagen, wenn
a) die hindernden Umstande derart sind, dass eine ganzliche Erfillung der gesetzlichen
Verpflichtungen des Netzbetreibers nach Abs. 1 nicht zu erwarten ist, oder
b) der Netzbetreiber dem Auftrag der Behorde zur Beseitigung der hindernden Umsténde nicht
nachkommt.
Gleichzeitig ist unter Bedachtnahme auf den 1. Abschnitt ein anderer Netzbetreiber, der dazu tatsachlich
in der Lage ist, mit schriftlichem Bescheid zur dauernden Ubernahme des Systems zu verpflichten.
(4) Der verpflichtete Netzbetreiber tritt in die Rechte und Pflichten aus den Vertrdgen des
Netzbetreibers, der von der Untersagung betroffen ist, ein.
(5) Auf Antrag des verpflichteten Netzbetreibers hat die Behorde diesem den Gebrauch des
Verteilernetzes des Netzbetreibers, der von der Untersagung betroffen ist, gegen angemessene
Entschadigung insoweit zu gestatten, als dies zur Erflillung seiner Aufgaben erforderlich ist.

(6) Nach Rechtskraft des Untersagungsbescheides nach Abs. 3 hat die Behorde auf Antrag des
verpflichteten Netzbetreibers das in Gebrauch genommene Verteilernetz zu dessen Gunsten gegen
angemessene Entschadigung zu enteignen. Auf das Enteignungsverfahren und die behérdliche Ermittlung
der Entschadigung ist 8 18 lit. a bis ¢ sinngemé&R anzuwenden.

(7) Abs. 2 bis 6 sind im Fall des Endens der Konzession (8 40 Abs. 1) sinngemal} anzuwenden, wenn
ansonsten die ordnungsgeméaRe Versorgung mit Elektrizitat gefahrdet ware.

5. Abschnitt:
Rechte und Pflichten der Betreiber

von Verteilernetzen
§42
Recht zum Netzanschluss

(1) Die Betreiber von Verteilernetzen haben — unbeschadet der Bestimmungen betreffend
Direktleitungen sowie bestehender Netzanschlussverhéltnisse — das Recht, innerhalb des von ihrem
Verteilernetz abgedeckten Gebietes alle Endverbraucher und Erzeuger an ihr Netz anzuschlieen (Recht
zum Netzanschluss).

(2) Vom Recht zum Netzanschluss ausgenommen sind Kunden, denen elektrische Energie mit einer
Nennspannung von tber 110 kV Ubergeben wird.

843
Pflichten der Betreiber von Verteilernetzen

Die Betreiber von Verteilernetzen haben zusatzlich zu den im 1. und 4. Abschnitt festgelegten Pflichten
fur Netzbetreiber

a) die zur Durchfuhrung der Berechnung und Zuordnung der Ausgleichsenergie erforderlichen
Informationen und personenbezogenen Daten zur Verfugung zu stellen, wobei insbesondere
jene Z&hlwerte zu Ubermitteln sind, die fir die Berechnung der Fahrplanabweichungen und
der Abweichung vom Lastprofil jeder Bilanzgruppe bendtigt werden;

b) die Allgemeinen Bedingungen zu verdffentlichen und zu diesen Bedingungen mit
Endverbrauchern und Erzeugern privatrechtliche Vertrage Uber den Anschluss abzuschlieRen
(Allgemeine Anschlusspflicht);

¢) Netzzugangsberechtigten zu den genehmigten Allgemeinen Bedingungen und den bestimmten
Systemnutzungsentgelten den Zugang zu ihrem System zu gewéhren;

d) die fir den Netzzugang genehmigten Allgemeinen Bedingungen und bestimmten
Systemnutzungsentgelte zu verdffentlichen;

e) die zur Durchfiihrung der Verrechnung und Datentibermittlung gemdR lit. a erforderlichen
vertraglichen MalRnahmen vorzusehen;

f) das Netz zu betreiben und instand zu halten;

g) die Lastflisse abzuschétzen und die Einhaltung der technischen Sicherheit des Netzes zu
prufen;

h) eine  Evidenz  lber alle in ihrem Netz tatigen  Bilanzgruppen  und
Bilanzgruppenverantwortlichen zu fihren;

i) eine Evidenz aller in ihrem Netz tatigen Lieferanten zu fuhren;
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j) die Bezlge, Leistungen, Lastprofile der Netzbenutzer zu messen, deren Plausibilitat zu prifen
und die Informationen und personenbezogenen Daten im erforderlichen Ausmal an die
Bilanzgruppenkoordinatoren, betroffenen Netzbetreiber sowie Bilanzgruppenverantwortlichen
weiterzugeben;

k) die Leistungen, Strommengen, Lastprofile an den Schnittstellen zu anderen Netzen zu messen
und die Daten an betroffene Netzbetreiber und die Bilanzgruppenkoordinatoren
weiterzugeben;

1) Engpésse im Netz zu ermitteln und Handlungen zu setzen, um diese zu vermeiden;

m) Meldungen Uber Lieferanten- sowie Bilanzgruppenwechsel entgegenzunehmen und
weiterzugeben;

n) eine besondere Bilanzgruppe fiir die Ermittlung der Netzverluste einzurichten, die nur die
dafiir notwendigen Kriterien einer Bilanzgruppe zu erfiillen hat;

0) Energie, die zur Deckung von Energieverlusten und Kapazitatsreserven im Verteilernetz
verwendet wird, nach transparenten, nichtdiskriminierenden und marktorientierten Verfahren
zu beschaffen;

p) die Entgelte fiir die Netznutzung einzuheben;

g) mit dem Bilanzgruppenkoordinator, den Bilanzgruppenverantwortlichen und den sonstigen
Marktteilnehmern bei der Aufteilung der sich aus der Verwendung von standardisierten
Lastprofilen  ergebenden Differenzen  nach  Vorliegen  der  Messergebnisse
zusammenzuarbeiten;

r) die eingespeiste Okoenergie an die Regulierungsbehdrde bekannt zu geben;

s) Vertrage tber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen und dem Bilanzgruppenkoordinator sowie anderen
Marktteilnehmern entsprechend den Marktregeln abzuschlief3en;

t) sich jeglicher Diskriminierung von Netzbenutzern oder Kategorien von Netzbenutzern,
insbesondere zu Gunsten der mit ihm verbundenen Unternehmen, zu enthalten;

u) den Netzbenutzern die Informationen zur Verfligung zu stellen, die sie fur einen effizienten
Netzzugang bendtigen;

V) bei der Planung des Verteilernetzausbaues Energieeffizienz-, Nachfragesteuerungsmafinahmen
oder dezentrale Erzeugungsanlagen, durch die sich die Notwendigkeit einer Nachriistung oder
eines Kapazitétsersatzes ertibrigen konnte, zu berticksichtigen;

w) den Ubertragungsnetzbetreiber zum Zeitpunkt der Feststellung des technisch geeigneten
Anschlusspunktes tber die geplante Errichtung von Erzeugungsanlagen mit einer Leistung
von Uber 50 MW zu informieren.

844
Betriebsleiter

(1) Die Verteilernetzbetreiber sind verpflichtet, fiir die technische Leitung und Uberwachung des
Netzbetriebes eine Person zu bestellen, welche die hieflr erforderliche fachliche Eignung besitzt
(Betriebsleiter). Diese muss sich in dem zur Erfullung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfang im
Elektrizitatsunternehmen betétigen.

(2) Die Bestellung eines Betriebsleiters sowie sein Ausscheiden sind der Behdrde anzuzeigen. Die
Behorde hat die Bestellung innerhalb eines Monats mit schriftlichem Bescheid zu untersagen, wenn der
als Betriebsleiter VVorgesehene die Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht erfullt und die Behdrde vom
Erfordernis der fachlichen Eignung keine Nachsicht nach Abs. 4 erteilt hat. Scheidet ein Betriebsleiter aus
seiner Funktion aus oder erfullt er die Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht mehr, ist unverziglich,
langstens jedoch innerhalb eines Monats, ein neuer Betriebsleiter zu bestellen.

(3) Die fachliche Eignung ist anzunehmen, wenn der Betriebsleiter tiber

a) die Befahigung zur Ausibung des Gewerbes der Elektrotechniker oder eines
facheinschlagigen technischen Biiros verfiigt oder

b) eine Anerkennung der Befahigung gemal lit.a in Anwendung der Bestimmungen des
Kérntner Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetzes verfugt oder

c) ein abgeschlossenes facheinschlagiges technisches Universitatsstudium verfugt.

(4) Vom Erfordernis der fachlichen Eignung nach Abs. 3 darf die Behorde Uber Antrag des
Netzbetreibers mit Bescheid die Nachsicht erteilen, wenn nach dem Bildungsgang und der bisherigen
Tatigkeit sowie aufgrund einer Befragung angenommen werden kann, dass der als Betriebsleiter
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Vorgesehene ausreichende Kenntnisse, Fahigkeiten und Erfahrungen besitzt, die zur Erfullung seiner
Aufgaben erforderlich sind.

§45
Allgemeine Anschlusspflicht

(1) Die Betreiber von Verteilernetzen sind verpflichtet, zu den genehmigten Allgemeinen
Bedingungen mit allen Endverbrauchern und Erzeugern innerhalb des von ihrem Verteilernetz
abgedeckten Gebietes privatrechtliche Vertrdge (ber den Anschluss an ihr Netz abzuschlieRen
(Allgemeine Anschlusspflicht).

(2) Die Allgemeine Anschlusspflicht besteht nicht

a) soweit der Anschluss dem Betreiber des Verteilernetzes unter Beachtung der Interessen der
Gesamtheit der Endverbraucher und Erzeuger im Einzelfall wirtschaftlich nicht zumutbar ist,

b) gegeniiber Netzzugangsberechtigten, die vom Recht auf Netzanschluss ausgenommen sind
(8 42 Abs. 2),

c) soweit durch den Anschluss eine Weiterverteilung von elektrischer Energie an Dritte
unbeschadet der Bestimmungen betreffend Direktleitungen sowie zum 19. Februar 1999
bestehender Netzanschlussverhaltnisse — stattfinden soll, oder

d) wenn dem Anschluss schwerwiegende sicherheitstechnische Bedenken entgegenstehen.

(3) Ob die Allgemeine Anschlusspflicht im Einzelfall besteht, hat die Behérde auf Antrag des
Anschlusswerbers oder des Betreibers des Verteilernetzes mit Bescheid festzustellen.

8§ 46
Aufrechterhaltung der Leistungen
(1) Die Verteilernetzbetreiber dirfen die vertraglich zugesicherte Leistung nur unterbrechen oder
einstellen, wenn
a) der Netzbenutzer seine vertraglichen Verpflichtungen nicht erfillt, gemaR § 82 Abs. 3 des
Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetzes 2010;

b) unerlassliche technische MaRnahmen in den Ubertragungs-, Anschluss- oder Verteileranlagen
des Netzbetreibers vorzunehmen sind oder

c) zur Vermeidung eines drohenden Zusammenbruches die Einstellung der Leistungen
erforderlich ist.

(2) Die Verteilernetzbetreiber haben die Netzbenutzer von einer vorhersehbaren Unterbrechung von
Netzleistungen umgehend zu verstandigen und Stérungen von Netzleistungen umgehend zu beheben.

4. Hauptstick:

Erzeuger und KWK-Anlagen, Stromhandler
1. Abschnitt

Rechte und Pflichten der Erzeuger
§ 47
Erzeuger

(1) Erzeugern ist der Netzzugang zu gewdéhren, um ihre eigenen Betriebsstatten und
Konzernunternehmen durch die Nutzung des Verbundsystems mit Elektrizitat zu versorgen.

(2) Erzeuger sind zur Errichtung und zum Betrieb von Direktleitungen berechtigt.

(3) Erzeuger sind verpflichtet,

a) sich einer Bilanzgruppe anzuschlielen oder eine eigene Bilanzgruppe zu bilden;

b) Informationen und personenbezogene Daten in erforderlichem AusmaR betroffenen
Netzbetreibern, dem Bilanzgruppenkoordinator, dem Bilanzgruppenverantwortlichen und
anderen betroffenen Marktteilnehmern zur Verfligung zu stellen;

¢) Erzeugungsfahrplédne vorab an die betroffenen Netzbetreiber, den Regelzonenfiihrer und den
Bilanzgruppenverantwortlichen in erforderlichem Ausmald bei technischer Notwendigkeit zu
melden;
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d) bei Verwendung eigener Zahlereinrichtungen und Einrichtungen fur die Datenubertragung die
technischen Vorgaben der Netzbetreiber einzuhalten;

e) bei Teillieferungen Erzeugungsfahrpldne an die betroffenen Bilanzgruppenverantwortlichen
bekannt zu geben;

f) nach MaRgabe vertraglicher Vereinbarungen auf Anordnung des Regelzonenfiihrers zur
Netzengpassbeseitigung oder zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit Leistungen
(Erhéhung oder Einschrdnkung der Erzeugung oder Verdnderung der Verfugbarkeit von
Erzeugungsanlagen) zu erbringen; es ist sicherzustellen, dass bei Anweisungen der
Regelzonenfiihrer gegeniliber Betreibern von KWK-Anlagen die Fernwéarmeversorgung
gewabhrleistet bleibt;

g) auf Anordnung des Regelzonenfiihrers gemaR § 23 Abs. 9 des Elektrizitatswirtschafts- und —
organisationsgesetzes 2010  (EIWOG 2010) zur  Netzengpassbeseitigung oder  zur
Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit die Erhdhung und/oder Einschrankung der
Erzeugung sowie die Veranderung der Verfiigbarkeit von Erzeugungsanlagen vorzunehmen,
soweit dies nicht gemaR lit. f vertraglich sichergestellt werden konnte;

h) auf Anordnung des Regelzonenfiihrers haben Erzeuger mit technisch geeigneten
Erzeugungsanlagen bei erfolglos verlaufener Ausschreibung gegen Ersatz der tatsachlichen
Aufwendungen die Sekundarregelung bereit zu stellen und zu erbringen.

(4) Betreiber von Erzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als funf MW sind
verpflichtet:

a) die Kosten fiir die Priméarregelung zu tibernehmen;

b) fir den Fall, dass die Ausschreibung geméaR § 48 erfolglos blieb und soweit diese zur
Erbringung der Primdrregelleistung im Stande sind, diese auf Anordnung des
Regelzonenfihrers zu erbringen;

c) dem Regelzonenfihrer Nachweise Uber die Bereitstellung der Primdrregelleistungen in
geeigneter und transparenter Weise zu erbringen;

d) die im Zusammenhang mit der Erbringung der Primarregelleistung stehenden Anweisungen
des Regelzonenfihrers, insbesondere betreffend die Art und den Umfang der zu ermittelnden
Daten, zu befolgen.

(5) Betreiber von Erzeugungsanlagen, die an die Netzebenen gemaR § 63 Z 1 bis 3 EIWOG 2010
angeschlossen sind oder die (iber eine Engpassleistung von mehr als 50 MW verfligen, sind verpflichtet,
dem Regelzonenfiihrer zur Uberwachung der Netzsicherheit zeitgleich Daten iber die jeweils aktuelle
Einspeiseleistung dieser Erzeugungsanlagen in elektronischer Form zu Ubermitteln.

(6) Betreiber von Erzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 20 MW sind
verpflichtet:

a) der Behorde zur Uberwachung der Versorgungssicherheit regelméRig Daten tiber die zeitliche
Verfiigbarkeit der Erzeugungsanlagen zu Gbermitteln;

b) dem Regelzonenfiihrer und der Regulierungshbehdrde vorldufige und endgtltige Stilllegungen
ihrer Erzeugungsanlage oder von Teilkapazitaten ihrer Erzeugungsanlage méglichst friihzeitig,
mindestens aber 12 Monate vorher, anzuzeigen.

§47a
Kleinsterzeugungsanlagen

(1) Fur Kleinsterzeugungsanlagen ist kein eigener Zahlpunkt zu vergeben.

(2) Netzbenutzer, die in ihrer Anlage eine Kleinsterzeugungsanlage betreiben, fur die gemaR Abs. 1
kein Zahlpunkt eingerichtet wurde, sind hinsichtlich der Kleinsterzeugungsanlage von den
Verpflichtungen gemaR § 47 Abs. 3 und § 58 ausgenommen.

§48
Ausschreibung der Primérregelleistung
(1) Die Bereitstellung der Primdrregelleistung hat mittels einer vom Regelzonenfiihrer oder einem

von ihm Beauftragten regelméRig, jedoch mindestens halbjahrlich, durchzufuhrenden Ausschreibung zu
erfolgen.

(2) Der Regelzonenfihrer hat regelméRig ein transparentes Praqualifikationsverfahren zur
Ermittlung der fir die Teilnahme an der Ausschreibung interessierten Anbieter von Primérregelleistung
durchzufiihren. Die in den Praqualifikationsverfahren als geeignet eingestuften Anbieter von
Primdrregelleistung sind zur Teilnahme an der Ausschreibung berechtigt. Die Details des
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Praqualifikationsverfahrens sind in den Allgemeinen Netzbedingungen des Betreibers des
Ubertragungsnetzes zu regeln.

(3) Die Hohe der bereitzustellenden Leistung hat den Anforderungen des europdischen
Verbundbetriebes [(ENTSO) Strom] zu entsprechen.

(4) Bei der Ausschreibung hat die im Primdrregelungssystem pro Anlage vorzuhaltende Leistung
mindestens 2 MW zu betragen.

(5) Der Regelzonenfihrer hat bei erfolglos verlaufener Ausschreibung die geméR Abs. 2 geeigneten
Anbieter von Primarregelleistung gegen Ersatz der tatséchlichen Aufwendungen zur Bereitstellung der
Primarregelleistung zu verpflichten.

§49
Aufbringung der Mittel fir die Bereitstellung der Primarregelleistung

(1) Die Betreiber von Erzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 5 MW sind zur
Aufbringung der Mittel fur die Bereitstellung der Primdrregelleistung im Verhéltnis ihrer im laufenden
Kalenderjahr erbrachten Jahreserzeugungsmengen verpflichtet. Bei Erzeugungsanlagen, deren
Engpassleistung groRer als die Anschlussleistung an das jeweilige Netz ist, ist diese Anschlussleistung
multipliziert mit den im Kalenderjahr erbrachten Betriebsstunden der Anlage heranzuziehen.

(2) Die Verrechnung und Einhebung der Mittel gemaR Abs. 1 hat vierteljahrlich durch den
Regelzonenfiihrer zu erfolgen. Der Regelzonenflhrer ist berechtigt, die Mittel gem&R Abs. 1 vorab zu
pauschalieren und vierteljahrlich gegen nachtrégliche jahrliche Abrechnung einzuheben. Die Betreiber
von Erzeugungsanlagen haben dem Regelzonenfiihrer die fur die Bemessung der Mittel gemaR Abs. 1
erforderlichen Daten zur Verfugung zu stellen.

2. Abschnitt

KWK-Anlagen
§ 50
Kriterien fur den Wirkungsgrad der KWK

(1) Zur Bestimmung der Effizienz der KWK nach der Anlage 1V des Elektrizitatswirtschafts- und —
organisationsgesetzes 2010 (EIWOG 2010) kann die Behorde mit Verordnung Wirkungsgrad-
Referenzwerte flr die getrennte Erzeugung von Strom und Wérme festlegen. Diese Wirkungsgrad-
Referenzwerte haben aus einer Matrix von Werten, aufgeschlisselt nach relevanten Faktoren, wie
Baujahr und Brennstofftypen, zu bestehen und mussen sich auf eine ausflhrlich dokumentierte Analyse
stitzen, bei der wunter anderem die Betriebsdaten bei realen Betriebsbedingungen, der
grenziberschreitende Stromhandel, der Energietrdgermix, die klimatischen Bedingungen und die
angewandten KWK-Technologien gemal den Grundsdtzen der Anlage IV des EIWOG 2010 zu
beriicksichtigen sind. Dabei ist eine abgestimmte Vorgangsweise mit den anderen Bundeslédndern
anzustreben.

(2) Bei der Bestimmung der Wirkungsgrad-Referenzwerte gemal Abs. 1 sind die von der
Kommission in der delegierten Verordnung (EU) 2015/2402 gemdfR der Energieeffizienz-Richtlinie
2012/27/EU (8 73 Abs. 3 lit. e) festgelegten harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte zu
beriicksichtigen.

§51
Herkunftsnachweis flr Strom aus
hocheffizienter KWK

(1) Die Behorde hat auf Grundlage der harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte gemai § 50
Abs. 2 auf Antrag mit Bescheid jene KWK-Anlagen zu benennen, flr die vom Netzbetreiber, an dessen
Netz die Anlage angeschlossen ist, Herkunftsnachweise fiir Strom aus hocheffizienter KWK gemal § 3
Abs.1 Z27 ausgestellt werden dirfen. Die erfolgten Benennungen von Anlagen sind der
Regulierungsbehérde unverziglich mitzuteilen.

(2) bis (5) entfallen
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§52
Anerkennung von Nachweisen
aus anderen Staaten

(1) Herkunftsnachweise fir Strom aus hocheffizienter KWK aus Anlagen mit Standort in einem
Vertragsstaat des Abkommens tiber den Europaischen Wirtschaftsraum gelten als Herkunftsnachweise im
Sinne dieses Gesetzes, wenn sie mindestens den Anforderungen gemaR Anhang X lit. b der
Energieeffizienz-Richtlinie 2012/27/EU (§ 73 Abs. 3 lit. ) entsprechen.

(2) Im Zweifelsfall hat die Behorde Gber Antrag oder von Amts wegen mit Bescheid festzustellen,
ob die Voraussetzungen fur die Anerkennung vorliegen.
§53
Berichtswesen
(1) Die Behorde hat dem Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft jahrlich
vorzulegen:

a) eine im Einklang mit der in der Anlage Il des Elektrizitatswirtschafts- und -
organisationsgesetzes 2010 und der Entscheidung 2008/952/EG der Européischen
Kommission (8 73 Abs. 3 lit. d) dargelegten Methode erstellte Statistik tber die Erzeugung
von Strom und Wérme aus KWK in Kérnten und

b) eine Statistik Uber die KWK-Kapazititen sowie die fir KWK eingesetzten Brennstoffe.

(2) Die Behorde hat dem Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft jéhrlich einen
Bericht ber ihre Téatigkeit gemal 88 50 und 51 vorzulegen. Der Bericht hat insbesondere jene
MaRnahmen, die ergriffen wurden, um die Zuverldssigkeit des Nachweissystems zu gewahrleisten, zu
enthalten.

3. Abschnitt

Stromhéndler
§54
Tatigkeit der Stromhandler

(1) Die Tétigkeit eines Stromhandlers, der Endverbraucher in Karnten beliefert, ist der Behorde vor
Aufnahme der Téatigkeit anzuzeigen.

(2) Liegt der Wohnsitz oder der Sitz im Ausland, ist der Stromhéndler verpflichtet, vor Aufnahme
seiner Tétigkeit einen inldndischen Zustellbevollméachtigten (8 9 Zustellgesetz) zu bestellen und der
Behdrde Name und Anschrift des Zustellbevollméchtigten mitzuteilen, sofern die Zustellung im Sitz-
oder Wohnsitzstaat nicht durch Staatsvertrage oder auf andere Weise sichergestellt ist.

(3) Anderungen des Wohnsitzes oder Sitzes und Anderungen in der Person des
Zustellbevollmachtigten sind der Behdrde unverziglich anzuzeigen.

(4) Die Behorde hat einem Stromhéndler im Sinne des Abs. 1 diese Téatigkeit zu untersagen, wenn er

a) wiederholt wegen Verwaltungsibertretungen nach § 99 Abs. 2 Z 9 des Elektrizitatswirt-
schafts- und -organisationsgesetzes 2010, 8§ 71 Abs. 3 lit. p dieses Gesetzes oder nach dem
Okostromgesetz 2012 rechtskraftig bestraft worden ist und die Untersagung im Hinblick auf
die Verwaltungsibertretungen nicht unverhéltnismagig ist oder

b) von der Ausiibung eines Gewerbes nach § 13 der Gewerbeordnung 1994 auszuschlielen ware.
5. Hauptstiick:

Pflichten gegeniiber Kunden
§ 55
Netzzugangsberechtigung

(1) Alle Kunden sind berechtigt, mit Erzeugern, Stromhdandlern und mit Elektrizitdtsunternehmen
Vertrdge (ber die Lieferung elektrischer Energie zur Deckung ihres Bedarfes zu schliefen und
hinsichtlich dieser Strommengen Netzzugang zu begehren.

(2) Elektrizitdtsunternehmen durfen den Netzzugang im Namen ihrer Kunden begehren.
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§ 56
Grundversorgung

(1) Stromhéndler und sonstige Lieferanten, zu deren Thétigkeitshereich die Versorgung von
Haushaltskunden z&hlt und die in Kérnten tatig sind, haben ihren allgemeinen Tarif fir die
Grundversorgung von Haushaltskunden in geeigneter Weise (zB im Internet) zu verdffentlichen. Sie sind
verpflichtet, zu ihren geltenden Allgemeinen Geschaftsbedingungen und zu diesem Tarif Verbraucher im
Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 des Konsumentenschutzgesetzes (KSchG) und Kleinunternehmen, die sich ihnen
gegenuber auf die Grundersorgung berufen, mit elektrischer Energie zu beliefern (Pflicht zur
Grundversorgung).

(2) Der Allgemeine Tarif der Grundversorgung fiir
a) Verbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG darf nicht hoher sein als jener Tarif, zu dem
die grofte Anzahl der Kunden in Karnten, die Verbraucher im Sinne des § 1 Abs.1 Z2
KSchG sind, versorgt werden;

b) fur Unternehmer im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 KSchG darf nicht hoher sein als jener Tarif, der
gegeniber vergleichbarer Kundengruppen in Karnten Anwendung findet.

(3) Dem Verbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG, der sich auf die Grundversorgung beruft,
darf im Zusammenhang mit der Aufnahme der Belieferung keine Sicherheitsleistung oder VVorauszahlung
abverlangt werden, welche die Hohe einer Teilbetragszahlung fiir einen Monat Ubersteigt. Anstelle einer
Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung kann auch auf Verlangen des Verbrauchers ein
Vorauszahlungszéhler zur Anwendung gelangen. Der Verbraucher ist vor dem Einsatz des
Vorauszahlungszahlers uber die konkreten Kosten des Vorauszahlungszéhlers nachweislich zu
informieren. Eine Sicherheitsleistung, VVorauszahlung oder die Anwendung eines Vorauszahlungszéhlers
dirfen nur fur die kiinftige Belieferung mit elektrischer Energie verlangt werden.

(4) Gerat der Verbraucher wahrend sechs Monaten nicht in weiteren Zahlungsverzug, so ist ihm die
Sicherheitsleistung ruckzuerstatten und von einer Vorauszahlung abzusehen, solange nicht erneut ein
Zahlungsverzug eintritt.

(5) Unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 1 und 4 hat die Grundversorgung nur zu erfolgen wenn
sie zumutbar ist. Die Grundversorgung ist nach Mal3gabe des § 82 Abs. 3 des Elektrizitatswirtschafts- und
—organisationsgesetzes 2010 fur die Dauer einer nicht bloR geringfligigen und anhaltenden
Zuwiderhandlung gegen wesentliche Verpflichtungen aus dem Vertragsverhaltnis der Grundversorgung
nicht zumutbar.

(6) Bei Berufung von Verbrauchern im Sinne des 8 1 Abs. 1 Z 2 des KSchG und Kleinunternehmen
auf die Pflicht zur Grundversorgung sind Netzbetreiber, unbeschadet bis zu diesem Zeitpunkt
vorhandener Zahlungsruckstdnde, zur Netzdienstleistung verpflichtet. Verbrauchern darf im
Zusammenhang mit dieser Netzdienstleistung keine Sicherheitsleistung oder Vorauszahlung abverlangt
werden, welche die Hohe einer Teilbetragszahlung fiir einen Monat Ubersteigt. Abs. 4 gilt sinngemal. Im
Falle eines nach Berufung auf die Pflicht zur Grundversorgung erfolgenden erneuten Zahlungsverzuges
sind Netzbetreiber bis zur Bezahlung dieser ausstehenden Betrdge zur physischen Trennung der
Netzverbindung berechtigt, es sei denn, der Kunde verpflichtet sich zur Vorausverrechnung mittels
Prepaymentzahlung fur kiinftige Netznutzung und Lieferung. § 82 Abs. 3 des Elektrizitatswirtschafts- und
—organisationsgesetzes 2010 gilt im Falle des erneuten Zahlungsverzugs sinngemal. Die Verpflichtung
der Prepaymentzahlung besteht nicht fiir Kleinunternehmen mit einem Lastprofilzahler.

(7) Eine im Rahmen der Grundversorgung eingerichtete Prepaymentfunktion ist auf Kundenwunsch
zu deaktivieren, wenn der Endverbraucher seine im Rahmen der Grundversorgung angefallenen
Zahlungsriickstande beim Lieferanten und Netzbetreiber beglichen hat oder wenn ein sonstiges
schuldbefreiendes Ereignis eingetreten ist.

§57
Allgemeine Geschaftsbedingungen fir die Belieferung mit elektrischer Energie

(1) Versorger haben Allgemeine Geschéaftsbedingungen fir die Belieferung mit elektrischer Energie
fur Kunden, deren Verbrauch nicht Uber einen Lastprofilzahler gemessen wird, zu erstellen. Die
Allgemeinen Geschaftsbedingungen sowie ihre Anderungen sind der Regulierungshehorde vor ihrem
Inkrafttreten in elektronischer Form anzuzeigen und in geeigneter Form zu verdffentlichen.

(2) Allgemeine Geschéaftsbedingungen oder Vertragsformblatter zwischen Versorgern und Kunden
haben zumindest zu enthalten:

a) Name und Anschrift des Versorgers;
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b) erbrachte Leistungen und angebotene Qualitat sowie den voraussichtlichen Zeitpunkt fur den
Beginn der Belieferung;

¢) den Energiepreis in Eurocent pro KWh, inklusive etwaiger Zuschlage und Abgaben;

d) die Vertragsdauer, Bedingungen flr eine Verlangerung und Beendigung der Leistungen und
des Vertragsverhéltnisses; das VVorhandensein eines Rilcktrittrechts;

e) etwaige Entschadigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhaltung der vertraglich
vereinbarten Leistungsqualitat, einschlieRlich fehlerhafter und verspateter Abrechnung;

f) einen Hinweis auf die zur Verfugung stehenden Beschwerdemdglichkeiten;

g) die Bedingungen, zu denen eine Belieferung im Sinne des § 56 erfolgt;

h) die Modalitaten zu welchen der Kunde verpflichtet ist, Teilzahlungen zu leisten, wobei eine
Zahlung zumindest zehn Mal jéhrlich jedenfalls anzubieten ist.

(3) Die Versorger haben ihre Kunden nachweislich vor Abschluss eines Vertrages Uber die
wesentlichen Vertragsinhalte zu informieren. Zu diesem Zweck ist dem Kunden ein Informationsblatt
auszuhandigen. Dies gilt auch, wenn der Vertragsabschluss durch einen Vermittler angebahnt wird.

6. Hauptstiick:

Bilanzgruppen
§58
Netzbenutzer

(1) Alle Netzbenutzer haben sich einer Bilanzgruppe anzuschlieBen oder eine eigene Bilanzgruppe
zu bilden.

(2) Die Netzbenutzer sind verpflichtet, entsprechend ihren gesetzlichen und vertraglichen
Verpflichtungen

a) Informationen, personenbezogene Daten, Zahlerwerte und sonstige zur Ermittlung ihres
Stromverbrauches dienende Angaben an Netzbetreiber, Bilanzgruppenverantwortliche sowie
den Bilanzgruppenkoordinator gemdfR den sich aus den vertraglichen Vereinbarungen
ergebenden Verpflichtungen bereitzustellen und zu Ubermitteln, soweit dies zur
Aufrechterhaltung eines wettbewerbsorientierten Elektrizitdtsmarktes und zur Wahrung des
Konsumentenschutzes erforderlich ist;

b) bei Verwendung eigener Zahleinrichtungen und Anlagen zur Datenubertragung die
technischen Vorgaben der Netzbetreiber einzuhalten;

¢) Meldungen bei Lieferanten- und Bilanzgruppenwechsel abzugeben sowie die hieflr
vorgesehenen Fristen einzuhalten;

d) Vertragsdaten an Stellen zu melden, die mit der Erstellung von Indizes betraut sind;

e) bei technischer Notwendigkeit Erzeugungs- und Verbrauchsfahrpldne an den Netzbetreiber
und die Regelzonenfiihrer zu melden;

f) Vertrage Uber den Datenaustausch mit  anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen sowie den Bilanzgruppenkoordinatoren und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den Marktregeln abzuschlief3en.

§59
Bildung von Bilanzgruppen

(1) Die Bildung und Verédnderung von  Bilanzgruppen erfolgen durch  den
Bilanzgruppenverantwortlichen.

(2) Bilanzgruppen diirfen nur innerhalb einer Regelzone gebildet werden.
§60
Ausibungsvoraussetzungen fur Bilanz-
gruppenverantwortliche

(1) Die Tatigkeit eines Bilanzgruppenverantwortlichen darf eine natirliche oder juristische Person
oder eine eingetragene Personengesellschaft austiben, wenn sie den Hauptwohnsitz oder Sitz in Osterreich
oder einem Vertragsstaat des Abkommens tiber den Européischen Wirtschaftsraum hat.
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(2) Die Tatigkeit eines Bilanzgruppenverantwortlichen bedarf der Genehmigung durch die
Regulierungsbehorde. Hat der Bilanzgruppenverantwortliche seinen Hauptwohnsitz oder seinen Sitz in
Kérnten, so hat die Regulierungsbehdrde bei der Erteilung der Genehmigung dieses Landesgesetz
anzuwenden.

(3) Die Tatigkeit eines Bilanzgruppenverantwortlichen, dem eine Genehmigung im Sinne des Abs. 2
nach den Vorschriften eines anderen in Ausfiihrung des Elektrizitdtswirtschafts- und -
organisationsgesetzes 2010 (EIWOG 2010) ergangenen Landesgesetzes erteilt wurde, gilt als nach diesem
Landesgesetz genehmigt.

(4) Dem Antrag auf Erteilung der Genehmigung sind nachstehende Unterlagen anzuschlieRen:

a) Vereinbarungen mit dem zustandigen Bilanzgruppenkoordinator und dem Regelzonenfihrer,
die zur Erfullung der in diesem Landesgesetz, dem EIWOG 2010 und dem
Verrechnungsstellengesetz festgelegten Aufgaben und Verpflichtungen, insbesondere in
administrativer und kommerzieller Hinsicht, erforderlich sind,;

b) ein aktueller Firmenbuchauszug;

c) ein Nachweis, dass beim Antragsteller bzw. seinen nach aufRen vertretungshefugten Organen
die personlichen Voraussetzungen nach §8 der Gewerbeordnung 1994 und keine
AusschlieBungsgriinde nach 8 13 der Gewerbeordnung 1994 vorliegen;

d) ein Nachweis, dass der Bilanzgruppenverantwortliche, mindestens ein Gesellschafter oder ein
Komplementar oder mindestens ein Geschéftsfihrer oder ein Vorstand oder ein leitender
Angestellter fachlich geeignet ist;

e) ein Nachweis, dass der Bilanzgruppenverantwortliche fir die Ausiibung seiner Tétigkeit als
Bilanzgruppenverantwortlicher tber ein Haftungskapital von mindestens 50.000 Euro, etwa in
der Form einer Bankgarantie oder einer entsprechenden Versicherung verfiigt, unbeschadet
einer aufgrund der Art und des Umfanges der Geschaftstatigkeit allenfalls erforderlichen
héheren Kapitalausstattung gemal der nach lit. a vorzulegenden Vereinbarung.

(5) Die fachliche Eignung ist gegeben, wenn in ausreichendem MaRe theoretische und praktische
Kenntnisse in der Abwicklung von Stromgeschaften oder einer leitenden Tétigkeit auf dem Gebiet der
Elektrizitatswirtschaft, insbesondere im Stromhandel, in der Stromerzeugung oder im Betrieb eines
Netzes, vorliegen. Die Genehmigung ist, erforderlichenfalls unter Auflagen, zu erteilen, wenn die
Voraussetzungen nach Abs. 4 vorliegen. Ab Vorliegen der vollstandigen Antragsunterlagen hat die
Regulierungsbehdrde binnen zwei Monaten zu entscheiden, andernfalls ist der Antragsteller berechtigt,
die Tétigkeit als Bilanzgruppenverantwortlicher vorldufig auszuiben. Eine Untersagung der Tatigkeit
erfolgt in sinngemaRker Anwendung der Abs. 7 bis 10.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten nicht fiir Netzbetreiber, die eine Bilanzgruppe zur
Ermittlung der Netzverluste bilden. Die Einrichtung solcher Bilanzgruppen hat der Netzbetreiber der
Regulierungsbehdrde anzuzeigen.

(7) Die Regulierungsbehérde darf die dem Bilanzgruppenverantwortlichen erteilte Genehmigung
widerrufen, wenn
a) er seine Tétigkeit nicht innerhalb von sechs Monaten nach der Erteilung der Genehmigung
aufnimmt oder
b) er seine Tatigkeit langer als einen Monat nicht ausiibt.

(8) Die Regulierungsbehorde hat die dem Bilanzgruppenverantwortlichen erteilte Genehmigung zu
widerrufen, wenn

a) der Genehmigungsbescheid nach Abs. 2 auf unrichtigen Angaben oder tduschenden
Handlungen des Antragstellers beruht,

b) eine in Abs. 4 festgelegte VVoraussetzung fir die Erteilung der Genehmigung nicht oder nicht
mehr vorliegt,

c) der Bilanzgruppenverantwortliche seine Aufgaben und Verpflichtungen nicht erfillt und
deswegen zumindest drei Mal wegen schwerwiegender Ubertretungen nach § 71 Abs. 3 in
Verbindung mit § 62 oder nach dem Okostromgesetz 2012 rechtskraftig bestraft worden ist
und der Wiederruf der Genehmigung im Hinblick auf diese Ubertretungen nicht
unverhéltnismagig ist.

(9) Die Regulierungsbehérde hat beim Widerruf der Genehmigung die Rechtsvorschriften
desjenigen Landes anzuwenden, in dem der Bilanzgruppenverantwortliche seinen Hauptwohnsitz oder
Sitz hat.
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(10) Die Genehmigung erlischt, wenn tber das Vermdgen des Bilanzgruppenverantwortlichen ein
Insolvenzverfahren oder ein Schuldenregulierungsverfahren erdffnet wird oder das Insolvenzverfahren
mangels kostendeckenden Vermdgens rechtskréftig nicht eréffnet oder aufgehoben wird.

(11) Die Regulierungsbehdrde hat die Landesregierung von jeder Genehmigung oder Untersagung
der Tatigkeit eines Bilanzgruppenverantwortlichen unter Anschluss der Abschrift der jeweiligen
Entscheidung zu versténdigen.

§61
Allgemeine Bedingungen
(1) Der Bilanzgruppenverantwortliche ist verpflichtet, Allgemeine Bedingungen festzulegen.

(2) Die Allgemeinen Bedingungen haben Marktregeln festzulegen und dirfen weder diskriminierend
sein noch diirfen sie miss-brauchliche Praktiken oder ungerechtfertigte Beschrdnkungen enthalten.

(3) Die Allgemeinen Bedingungen sowie die Anderung derselben bedirfen nach § 87 Abs. 4 des
Elektrizitatswirtschafts- und — organisationsgesetzes 2010 der Genehmigung der Regulierungsbehérde.

§62
Aufgaben und Pflichten des
Bilanzgruppenverantwortlichen

(1) Der Bilanzgruppenverantwortliche hat folgende Aufgaben zu erfullen:

a) die Erstellung von Fahrplanen und die Ubermittlung derselben an die Verrechnungsstelle und
die betroffenen Regelzonenfilhrer;

b) den Abschluss von Vereinbarungen betreffend Reservehaltung sowie die Versorgung von
Bilanzgruppenmitgliedern, die ihm von der Regulierungsbehérde zugewiesen wurden;

¢) die Meldung bestimmter Erzeugungs- und Verbrauchsdaten fiir technische Zwecke;

d) die Meldung von Erzeugungs- und Abnahmefahrplanen von Grofabnehmern und Einspeisern
nach definierten Regeln fir technische Zwecke;

e) die Entrichtung von Entgelten (Gebuhren) an die Bilanzgruppenkoordinatoren;
f) die Entrichtung der Entgelte fiir Ausgleichsenergie an den Bilanzgruppenkoordinator sowie
die Weiterverrechnung der Entgelte an die Bilanzgruppenmitglieder.
(2) Der Bilanzgruppenverantwortliche ist verpflichtet,

a) Vertrage mit dem  Bilanzgruppenkoordinator, den  Netzbetreibern und den
Bilanzgruppenmitgliedern iber den Datenaustausch abzuschlielen;

b) eine Evidenz der Bilanzgruppenmitglieder zu fuhren;

c) entsprechend den Marktregeln Informationen und personenbezogene Daten an die
Bilanzgruppenkoordinatoren,  die  Netzbetreiber und die  Bilanzgruppenmitglieder
weiterzugeben;

d) Fahrplane zwischen Bilanzgruppen zu erstellen und dem Bilanzgruppenkoordinator bis zu
einem von diesem festgesetzten Zeitpunkt zu melden;

e) Ausgleichsenergie fur die Bilanzgruppenmitglieder — im Sinne einer Versorgung mit dieser —
Zu beschaffen;

f) alle Vorkehrungen zu treffen, die erforderlich sind, um die Aufwendungen der
Okostromabwicklungsstelle fir Ausgleichsenergie zu minimieren.

8§63
Wechsel der Bilanzgruppe, Zuweisung

(1) Wechselt ein Bilanzgruppenmitglied die Bilanzgruppe oder den Lieferanten, sind die Daten und
personenbezogenen Daten des Bilanzgruppenmitgliedes der neuen Bilanzgruppe oder dem neuen
Lieferanten weiterzugeben.

(2) Die Regulierungsbehdrde hat nach 8§86 Abs.5 des Elektrizitdtswirtschafts- und -
organisationsgesetzes 2010 die Lieferanten und Kunden, die keiner Bilanzgruppe angehdren oder keine
eigene Bilanzgruppe bilden, einer Bilanzgruppe zuzuweisen.
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7. Hauptstuick:

Organisatorische Bestimmungen
1. Abschnitt

Zustandigkeiten
§ 64
Zustandigkeit

Sofern im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist, ist Behdrde im Sinne dieses Gesetzes die
Landesregierung.

8§65
Uberwachung
(1) Die Aufgaben der Behérde im Rahmen ihrer den Elektrizititsmarkt betreffenden
Uberwachungsfunktion umfassen insbesondere die laufende Beobachtung

a) der Versorgungssicherheit in Bezug auf Zuverldssigkeit und Qualitat des Netzes sowie der
kommerziellen Qualitat von Netzdienstleistungen;

b) des Grads der Transparenz am Elektrizitdtsmarkt unter besonderer Beriicksichtigung der
GrolRRhandelspreise;

c) des Grads der Wirksamkeit der Marktdffnung und des Umfangs des Wetthewerbs auf
GrolRhandelsebene und Endverbraucherebene einschlieBlich etwaiger
Wetthewerbsverzerrungen oder —beschrankungen;

d) etwaiger restriktiver Vertragspraktiken einschlieBlich Exklusivitatsbestimmungen, die grofle
gewerbliche Kunden daran hindern kénnen, gleichzeitig mit mehreren Anbietern Vertrage zu
schliellen, oder die ihre Mdglichkeit dazu beschrénken;

e) der Dauer und Qualitit der von Ubertragungs- und Verteilernetzbetreibern vorgenommenen
Neuanschluss-, Wartungs- und sonstigen Reparaturdienste;

f) der Investitionen in die Erzeugungskapazitaten mit Blick auf die Versorgungssicherheit.
(2) Zur Wahrnehmung der Aufgaben gemal Abs. 1 hat die Behorde die geméal § 88 Abs. 2 des

Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetzes 2010 (EIWOG 2010) von der Regulierungsbehérde
erhobenen Informationen und personenbezogenen Daten auf der Grundlage

1. des jahrlichen zusammenfassenden Berichts der Regulierungsbehérde an das Land Kéarnten (8 88
Abs. 8 zweiter Satz EIWOG 2010) und

2. der im Einzelfall gemé&R § 88 Abs. 8 dritter Satz EIWOG 2010 von der Regulierungsbehdrde zu
ubermittelnden Daten

heranzuziehen.
(3) (entfallt)
(4) (entfallt)
(5) (entfallt)
(6) (entfallt)
8§ 66
Auskunftsrechte und Berichtspflichten

(1) Die Behorde darf von Elektrizitatsunternehmen jederzeit und unentgeltlich die Erteilung von
Auskinften und die Ubermittlung von Unterlagen, Vertragen und dergleichen verlangen, die zur
Erfillung der ihr nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben erforderlich sind. Die
Elektrizitdtsunternehmen sind  verpflichtet, solchen Verlangen innerhalb einer angemessen
festzusetzenden Frist zu entsprechen.

(2) Die Behorde darf von Elektrizitdtsunternehmen jederzeit und unentgeltlich Einsicht in ihre
Wirtschafts- und Geschéftsaufzeichnungen verlangen. Gesetzlich anerkannte Verschwiegenheitspflichten
werden dadurch nicht berihrt.

(3) Die Elektrizitatsunternehmen haben den Organen der Behérde zur Erfullung der ihnen nach
diesem Gesetz obliegenden Aufgaben jederzeit ungehindert Zutritt zu den Erzeugungs-, Leitungs-,
Ubertragungs- und Verteileranlagen zu gewéhren.
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(4) Die Netzbetreiber haben der Behorde jahrlich bis 31. Mérz (ber die Erfullung der Pflichten nach
den 88 32 und 43 unter Anschluss der erforderlichen Unterlagen zu berichten.

(5) Die Verteilernetzbetreiber haben der Behorde die Bestellung des und jede Anderung in der
Person des Gleichbehandlungsbeauftragten (8 34 Abs. 2 lit. €) anzuzeigen. Dieser hat der Behorde und
der Regulierungsbehorde jahrlich bis 31. Méarz einen Bericht iber die im Rahmen der Aufstellung und
Uberwachung des Gleichbehandlungsprogramms getroffenen MaRnahmen vorzulegen und diesen zu
verdffentlichen.

(6) Die Behorde hat der Regulierungsbehdrde jahrlich einen zusammenfassenden Bericht diber die im
Rahmen der Uberwachung des Gleichbehandlungsprogramms (8§34 Abs.2 lit. d) getroffenen
MaRnahmen vorzulegen und diesen zu verdffentlichen.

8§67
Automationsunterstitzter Datenverkehr

(1) Personenbezogene Daten, die
a) fiir die Durchflihrung von Verfahren nach diesem Gesetz erforderlich sind,
b) die Behorde zur Erfiillung der ihr nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben bendtigt oder
c) der Behorde nach diesem Gesetz zur Kenntnis zu bringen und die von ihr evident zu halten
sind,
dirfen automationsunterstiitzt ermittelt und verarbeitet werden.
(2) Die Behorde und die verwaltende Stelle (8 69 Abs.4) sind ermdchtigt, verarbeitete
personenbezogene Daten im Rahmen von Verfahren nach diesem Gesetz an
a) die Beteiligten an diesem Verfahren,
b) Sachverstandige, die dem Verfahren beigezogen werden,
c) die Mitglieder des Landeselektrizitatsbeirates (§ 70),

d) ersuchte und beauftragte Behdrden (8 55 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991)
und Gerichte,

e) den Bundesminister fir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und
f) die Regulierungsbehdrde

zu Ubermitteln, soweit solche Daten von diesen flr die Besorgung ihrer Aufgaben oder im Rahmen der
jeweiligen Verfahren bendtigt werden.

2. Abschnitt

Besondere organisatorische Bestimmungen
§ 68
Koordinierung der Verfahren

Die zur Erteilung von Genehmigungen nach diesem Gesetz und die gegebenenfalls nach anderen
Rechtsvorschriften erforderlichen Amtshandlungen, insbesondere mindliche Verhandlungen, sind
tunlichst gleichzeitig durchzufihren.

§ 69
Fonds zur Férderung erneuerbarer Energien

(1) Beim Amt der Landesregierung wird ein Verwaltungsfonds eingerichtet, der die Bezeichnung
»Fonds zur Férderung erneuerbarer Energien” fiihrt.

(2) Der Fonds zur Forderung erneuerbarer Energien hat die Aufgabe, finanzielle Mittel fur die
Erhoéhung des Anteils der Elektrizitat aus erneuerbaren Energiequellen, die in Okostromanlagen erzeugt
werden, in der Elektrizitdtswirtschaft in Kérnten, einschlielich der Forschungsvorhaben auf diesem
Gebiet und fur Energieeffizienzprogramme, bereitzustellen.

(3) Der Fonds erhlt seine Mittel aus

a) dem Anteil am Forderungsbeitrag, der dem Land Karnten zur Forderung von neuen
Technologien zur Okostromerzeugung sowie zur Forderung von Energieeffizienzprogrammen
nach 8§ 43 des Okostromgesetzes 2012 (OSG 2012) zur Verfiigung gestellt wird;

b) dem Zinsertrag der veranlagten Fondsmittel und
¢) sonstigen Zuwendungen.
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(4) Der Fonds zur Forderung erneuerbarer Energien wird von der Landesregierung verwaltet und
besitzt keine Rechtspersonlichkeit. Die ihm nach Abs. 3 zur Verfugung stehenden Mittel sind als ein
gesondertes Vermdgen zu verwalten. Die Mittel nach  Abs. 3 lit. a sowie der daraus erwachsende
Zinsertrag diirfen nur fiir die Zwecke nach § 43 des OSG 2012 verwendet werden.

§70
(entfallt)

8. Hauptstiick:
Straf-, Schluss- und

Ubergangsbestimmungen
§71
Strafbestimmungen

(1) Sofern die Tat nicht nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht
ist, begehen Unternehmen, an deren Netz mindestens 100.000 Kunden angeschlossen sind und die gegen
die Bestimmungen der 8847 Abs.4, 48 Abs.2 oder 65 Abs.3 bis 5 verstollen, eine
Verwaltungsubertretung und sind mit einer Geldstrafe bis zu 50.000 Euro, mindestens jedoch 10.000
Euro, zu bestrafen.

(2) Sofern die Tat nicht nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht
ist, begehen Unternehmen, an deren Netz mindestens 100.000 Kunden angeschlossen sind, die gegen die
Bestimmungen der §§ 27 Abs. 1, 28 Abs. 2, 30 Abs. 2, 31 Abs. 1, 32, 33, 34 Abs. 2, 39 Abs. 1 bis 3, 43,
56, 57, 62 und 63 Abs. 1 verstollen, eine Verwaltungsibertretung und sind mit einer Geldstrafe bis zu
75.000 Euro, mindestens jedoch 50.000 Euro zu bestrafen.

(3) Sofern die Tat nicht nach Abs. 1 oder 2 oder anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit
strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungstbertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu
20.000 Euro zu bestrafen, wer

a) eine nach 8 6 Abs. 1 genehmigungspflichtige Erzeugungsanlage ohne Genehmigung oder
abweichend von der Genehmigung errichtet oder betreibt;

b) eine nach §6 Abs.3 genehmigungspflichtige Anderung einer Erzeugungsanlage ohne
Genehmigung vornimmt;

c) eine Uberpriifung gemaR § 12 Abs. 1 be- oder verhindert, die Fertigstellung gemaR § 14 nicht
vollstdndig anzeigt oder mit dem Betrieb der Erzeugungsanlage vor dem Einlangen der
Anzeige bei der Behorde beginnt;

d) als Netzbetreiber entgegen § 23 keine standardisierten Lastprofile erstellt oder entgegen § 27
Abs. 1 den Netzzugang verweigert;

e) als Regelzonenfihrer gegen die Verpflichtungen gemal § 28 Abs. 2 verstoRit;

f) die Tatigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators entgegen § 29 trotz der Erlassung eines
Feststellungsbescheides oder vor Ablauf von sechs Monaten ausiibt oder gegen seine
Verpflichtungen gemaR § 30 Abs. 2 verstolit;

g) als Ubertragungsnetzbetreiber entgegen § 31 Abs. 1 keinen Netzentwicklungsplan vorlegt oder
gegen die Verpflichtungen geméaR § 32 verstoRt;

h) als Betreiber eines Verteilernetzes entgegen § 33 sein Netz ohne Konzession betreibt;

i) als vertikal integriertes Elektrizitatsunternehmen gegen die Verpflichtungen geméaRl § 34 Abs.
2und 8§39 Abs. 1 bis 3 verstoRt;

j) als Verteilernetzbetreiber entgegen § 34 Abs. 4 lit. b Z 2 seiner Pflicht zur Bestellung eines
Geschéftsfiihrers nicht nachkommt oder gegen die Pflichten gemaR § 43 verstolt;

k) als Verteilernetzbetreiber entgegen § 37 Abs. 3 die Ausiibung der Konzession zum Betrieb des
Netzes ohne behdrdliche Genehmigung einem Péachter Ubertragt;

1) als Verteilernetzbetreiber entgegen § 44 keinen Betriebsleiter bestellt;

m) als Verteilernetzbetreiber entgegen § 46 vertraglich zugesicherte Leistungen ohne sachliche
Rechtfertigung unterbricht oder einstellt;

n) als Betreiber von Erzeugungsanlagen seinen Verpflichtungen gemaR § 47 Abs. 4 bis 6 nicht
nachkommt;
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0) als Regelzonenfiihrer seinen Verpflichtungen geméli § 48 nicht nachkommt;
p) als Stromhandler seinen Verpflichtungen gemali § 54 nicht nachkommt;

q) als Versorger gegen die Verpflichtungen geméaR §8 56 und 57 verstoRt;

r) als Netzbenutzer entgegen 8§ 58 seinen Pflichten nicht nachkommt;

s) als Bilanzgruppenverantwortlicher die Tétigkeit entgegen 8 60 Abs. 7 oder Abs. 8 trotz
behdrdlicher Untersagung ausiibt oder gegen die Verpflichtungen gemaR § 62 und § 63 Abs. 1
verstoRt;

t) (entfallt)
u) als Netzbetreiber entgegen § 66 Abs. 4 seinen Berichtspflichten nicht nachkommt;

v) als Netzbetreiber seiner Anzeigepflicht oder als Gleichbehandlungsheauftragter seiner
Berichtspflicht entgegen § 66 Abs. 5 nicht nachkommt;

w) Entscheidungen der Behorde aufgrund dieses Gesetzes nicht oder nicht fristgerecht
nachkommt.

(4) Sofern die Tat nicht nach Abs. 1 bis 3 oder anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit
strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungstbertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu
10.000 Euro zu bestrafen, wer andere Gebote und Verbote nach diesem Gesetz nicht beachtet.

(5) Eine Ersatzfreiheitsstrafe fur den Fall der Uneinbringlichkeit einer verhangten Geldstrafe ist
nicht festzusetzen.

(6) Der Versuch ist strafbar.
8§72
Eigener Wirkungsbereich

Die in den 8§88 8 Abs. 3 und 35 Abs. 2 lit. e geregelten Aufgaben der Gemeinden sind solche des eigenen
Wirkungsbereiches.

8§73
Verweisungen und Umsetzungshinweise

(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils
geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Verweise in diesem Gesetz auf Bundesgesetze sind als Verweise auf die nachstehend
angefiihrten Fassungen dieser Gesetze zu verstehen:

a) (entfallt)

b) Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG), BGBI. Nr. 1/1930, zuletzt in der Fassung BGBI. |
Nr. 22/2018;

¢) Eisenbahn-Enteignungsentschadigungsgesetz (EisbhEG), BGBI. Nr. 71/1954, zuletzt in der
Fassung BGBI. | Nr. 111/2010;

d) Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 (EIWOG 2010), BGBI. | Nr. 110/2010,
zuletzt in der Fassung BGBI. | Nr. 108/2017;

e) Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBI. Nr. 194, zuletzt in der Fassung BGBI. |
Nr. 32/2018;

f) Konsumentenschutzgesetz (KSchG), BGBI. Nr. 140/1979, zuletzt in der Fassung BGBI. |
Nr. 50/2017;

g) Okostromgesetz 2012 (OSG 2012), BGBI. | Nr. 75/2011, zuletzt in der Fassung BGBI. | Nr.
108/2017;

h) Unternehmensgesetzbuch (UGB), dRGBI. S 219/1897, zuletzt in der Fassung BGBI. |
Nr. 17/2018;

i) Bundesgesetz, mit dem die Ausiibungsvoraussetzungen, die Aufgaben und die Befugnisse der
Verrechnungsstellen fiir Transaktionen und Preisbildung fur Ausgleichsenergie geregelt
werden (Verrechnungsstellengesetz), BGBI. | Nr. 121/2000, zuletzt in der Fassung BGBI. |
Nr. 107/2017;

j) (entfallt).

(3) Verweise in diesem Gesetz auf unionsrechtliche Bestimmungen sind als Verweise auf die
nachstehend angefiihrte Fassung dieser unionsrechtlichen Bestimmungen zu verstehen:

a) Elektrizitatshinnenmarktrichtlinie: Richtlinie 2009/72/EG des Européischen Parlaments und
des Rates vom 13. Juli 2009 Uber gemeinsame Vorschriften fur den Elektrizitatsbinnenmarkt
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und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG, ABI. Nr. L 211 vom 18.8.2009, S 55 berichtigt
durch ABIL.Nr. L 72 vom 15.3.2018, S 42;

b) (entfallt)
c) (entfallt)
d) Entscheidung 2008/952/EG der Europdischen Kommission vom 19. November 2008 zur

Festlegung detaillierter Leitlinien fur die Umsetzung und Anwendung des Anhangs Il der
Richtlinie 2004/8/EG, ABI. Nr. L 338 vom 17. 12. 2007, S 55;

e) Energieeffizienzrichtlinie: Richtlinie 2012/27/EU des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung der Richtlinien 2009/125/EG und
2010/3/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG, ABI. Nr. L 315
vom 4. 11. 2012, S. 1, in der Fassung der Richtlinie 2013/12/EU des Rates vom 13. Mai 2013,
ABI. Nr. L 141 vom 28.5.2013, S. 41.

(4) Soweit in diesem Gesetz auf Verordnungen (EG) Bezug genommen wird, sind darunter zu

verstehen:

a)als Verordnung (EG) Nr.714/2009 (ber die Netzzugangsbedingungen fur den
grenziberschreitenden Stromhandel, die Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 uber die Netzzugangsbedingungen fiir den
grenziiberschreitenden Stromhandel und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1228/2003,
ABI. Nr. L 211 vom 14. 8. 2009, S 15, derzeit in der Fassung der Verordnung (EU) Nr.
543/2013 der Kommission, ABI. Nr. L 163 vom 15.6.2013, S. 1;

b) als Verordnung (EG) Nr. 713/2009 zur Griindung einer Agentur fiir die Zusammenarbeit der
Energieregulierungsbehdrden, die Verordnung (EG) Nr. 713/2009 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 13.Juli 2009 zur Grindung einer Agentur fir die
Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehérden, ABI. Nr. L 211 vom 14. 8. 2009, S 1,
derzeit in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 des Européischen Parlaments und
des Rates, ABI. Nr. L 115 vom 25.4.2013, S. 39;

c) als delegierte Verordnung (EU) 2015/2402 Uber harmonisierte Wirkungsgrad-Referenzwerte,
die delegierte Verordnung (EU) 2015/2402 der Kommission vom 12. Oktober 2015 zur
Uberarbeitung der harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte fir die getrennte Erzeugung
von Strom und Warme gemal der Richtlinie 2012/27/EU des Europdischen Parlaments und
des Rates und zur Aufhebung des Durchfiihrungsbeschlusses 2011/877/EU der Kommission,
ABI. Nr. L 333 vom 19.12.2015, S. 54.

(5) Mit diesem Gesetz werden umgesetzt:

a) die im Abs. 3 lit. a genannte Elektrizitatsbinnenmarktrichtlinie,

b) Richtlinie 2005/36/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005
Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABI. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22,
zuletzt geandert durch den delegierten Beschluss (EU) 2016/790 der Kommission vom 13.
Janner 2016, ABI. Nr. L 134 vom 24.5.2016, S. 135;

¢) Richtlinie 2005/89/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Januar 2006 Uber
Malnahmen zur Gewdhrleistung der Sicherheit der Elektrizittsversorgung und von
Infrastrukturinvestitionen, ABI. Nr. L 33 vom 4.2.2006, S 22;

d) Richtlinie 2006/123/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006
Uber Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABI. Nr. L 376 vom 27. 12. 2006, S 36, und

e) Richtlinie 2009/28/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur
Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, ABI. Nr. L 140 vom 5.6.2009,
S 16, zuletzt gedndert durch die Richtlinie (EU) 2015/1513 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 9. September 2015, ABI. Nr. L 239 vom 15.9.2015, S. 1;

f) die im Abs. 3 lit. e genannte Energieeffizienzrichtlinie;

g) Richtlinie 2014/94/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014
Uber den Aufbau der Infrastruktur fir alternative Kraftstoffe, ABI. Nr. L 307 vom 28.10.2014,
S. 1.

§ 74
Ubergangsbestimmungen

(1) Elektrizitdtsunternehmen, die am 19. Feber 1999 ein Verteilernetz rechtméRig betrieben haben,
gelten im Umfang ihrer bisherigen Tétigkeit als konzessioniert. Unternehmen, die am 19. Feber 1999
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Elektrizitat auf einer Betriebsstatte verteilt haben, gelten auch dann als Endverbraucher (§ 3 Abs. 1 Z 12),
wenn nicht sémtliche Voraussetzungen nach 8 3 Abs. 1 Z 49 vorliegen.

(2) Die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes anhangigen Verfahren sind nach bisher
geltenden Bestimmungen zu Ende zu fuhren.

(3) Vertikal integrierte Elektrizitdtsunternehmen oder Unternehmen, die zu einem vertikal
integrierten Unternehmen im Sinne des 8 3 Abs. 1 Z 78 gehdren und die am 1. Juli 2004 Tréger einer
Konzession gemdl § 33 sind, haben bis spétestens 1. Janner 2006 der Behodrde ein Unternehmen zu
benennen, auf das die Konzession bei Erfiillung der Konzessionsvoraussetzungen zu dbertragen ist. Bei
Erfullung der Konzessionsvoraussetzungen (8 34) hat das benannte Unternehmen einen Rechtsanspruch
auf Erteilung der Konzession in dem am 22. Juni 2004 bestehenden Umfang. Die Benennung des
bisherigen Konzessionstragers ist zuldssig, wenn die Konzessionsvoraussetzungen des 8 34 erfullt
werden. Die Konzessionserteilung hat in Anwendung der 88 33 bis 36 zu erfolgen. Erstreckt sich das
Verteilernetz tiber das Land Kéarnten hinaus, ist gemaR Art. 15 Abs. 7 B-VG vorzugehen.

(4) Abs.3 findet keine Anwendung auf vertikal integrierte Elektrizitatsunternehmen oder
Unternehmen im Sinne des § 3 Abs. 1 Z 78, wenn die Anzahl der an das Netz angeschlossenen Kunden
100.000 nicht Gbersteigt.

(5) Kommt ein vertikal integriertes Elektrizitatsunternehmen seiner Verpflichtung zur Benennung
eines geeigneten Konzessionstrédgers gemal Abs. 3 nicht nach, hat die Behdrde gegen den bisherigen
Konzessionsinhaber ein Konzessionsentziehungsverfahren gemaR § 40 einzuleiten und dies dem
Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend mitzuteilen. Zur Aufrechterhaltung des Netzbetriebes
kann auch ein anderes Elektrizitatsunternehmen in das Netz des bisherigen Konzessionstragers
eingewiesen werden. Abs. 3 letzter Satz ist anzuwenden.

8§75
Inkrafttreten und AulRerkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt an dem der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. (1.3.2012)

(2) Mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes tritt das Karntner Elektrizitatswirtschafts- und —
organisationsgesetz — K-EIWOG, LGBI. Nr. 24/2006, in der Fassung der Gesetze LGBI. Nr. 48/2008 und
31/2010, aulRer Kraft.

Artikel 11
(LGBI Nr 56/2014)

Avrtikel 1 Z 9 und Z 11 (betreffend § 7 Abs. 2 lit. k und § 10 Abs. 1 lit. ¢) sind auf zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Gesetzes anhangige Verfahren nicht anzuwenden.

Artikel 11
(LGBI Nr 51/2015)

(1) Dieses Gesetz tritt an dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(2) Art. 1 Z 1 und 3 (betreffend 8§ 7 Abs. 2 lit. | und 10 Abs. 1 lit. b) sind auf zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens diese Gesetzes anhangige Verfahren anzuwenden, wenn der Antrag zur Errichtung oder
Anderung der Erzeugungsanlage nach dem 5. Juni 2014 bei der Behérde eingelangt ist.

Artikel 11
(LGBL Nr 19/2019)
(1) Dieses Gesetz tritt an dem der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Art. 1 Z 11 und Z 32 (§ 14 Abs. 1 und 8§ 71 Abs. 3 lit. ) sind nur auf Tatbestdnde anzuwenden,
bei denen die Anlage nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (Abs. 1) in Betrieb genommen wird.

www.ris.bka.gv.at Seite 45 von 45



	Inhaltsverzeichnis
	1. Hauptstück:
	Allgemeine Bestimmungen
	2. Hauptstück:
	Errichtung und Betrieb von
	Erzeugungsanlagen
	3. Hauptstück:
	Betrieb von Netzen
	1. Abschnitt
	Rechte und Pflichten der Netzbetreiber
	2. Abschnitt:
	Regelzonen
	3. Abschnitt:
	Betrieb von Übertragungsnetzen
	4. Abschnitt:
	Betrieb von Verteilernetzen
	5. Abschnitt:
	Rechte und Pflichten der Betreiber
	von Verteilernetzen
	4. Hauptstück:
	Erzeuger und KWK-Anlagen, Stromhändler
	1. Abschnitt
	Rechte und Pflichten der Erzeuger
	2. Abschnitt
	KWK-Anlagen
	3. Abschnitt
	Stromhändler
	5. Hauptstück:
	Pflichten gegenüber Kunden
	6. Hauptstück:
	Bilanzgruppen
	7. Hauptstück:
	Organisatorische Bestimmungen
	1. Abschnitt
	Zuständigkeiten
	2. Abschnitt
	Besondere organisatorische Bestimmungen
	8. Hauptstück:
	Straf-, Schluss- und
	Übergangsbestimmungen
	Artikel II


